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Die Rheinschiffahrtsabgaben und das 
Völkerrecht. 


Von Geh. u.Oberbergrat Professor Dr. Adolf Arndt, Königsberg i, Pr. 


Die Sehilfahrtsabgaben dürften für das gesamte 
Wirtsehaftslenen, auch für die Leser des Bank-Archivs, 
Interesse haben. Sie bedeuten zunächst eine Üirschwerung 
des Verkehrs und der Wareneinfuhr, sie verringern den 
sog Aktiousradius der Schiffahrt, Dicnen sie jedoch 
Jediglich zur teilweisen Deckung von Stromverbesserungen, 
die sonst unterbleiben müssten, so können sie gerade die 
umgekehrte Bedeutung gewinnen. Auch kann es infolge 
solcher Abgaben eintreten, dass Handels- und Bankplätze, 
z. B. Mannheim, ihre Stelle ganz oder teilweise an andere 
(Strassburg, Basel, Heilbronn u.a.) abgeben, dass die 
badischen und königlich sächsischen Staatsbahnen einen 
grossen Teil des Verkehrs an die Schiffahrt abgeben und 
in ihren Erträgen zurückgehen usw. 

Durch den Bundesratsbeschluss vom 2. Februar 4. J. 
ist die Sehiffahrtsabgabenfrage in ein anderes Stadium 
getreten. Der Beschluss ist mit einer so grossen Mehr- 
heit (46:12 Stimmen) gefasst, dass er genügen würde, 
selbst wenn — was streitig — eine Aenderung der Reichs- 
verfassung vorliegen würde. An der Zustimmung des 
Reichstags, dessen einfache Mehrheit in jedem Falle ge- 
nügt, ist nicht zu zweifeln. Der Bundesratsbeschluss 
interpretiert bzw. der vom Bundesrat beschlossene 
und dem Reichstage nunmehr vorgelegte Gesetz- 
entwurf interpretiert die Vorschrift in Art. 54 der 
Reiehsverfassung, wonach auf natürlichen Wasserstrassen 
Abgaben nur für die Benutzung besonderer Anstalten 
erhoben werden dürfen, nicht entsprechend der ursprüng- 


Bücherbesprechungen. 
Gerichtliche Entscheidungen. 
Niederlassung deutscher Firmen in den Vereinigten Staaten 
von Amerika. 
Von Rechtsanwalt Dr. Paul Marcuse, Berlin. 


7221414901 ll mm mn 


lichen Ansicht der preussischen Staatsregierung dahin, 
dass alle von Menschenhand am Stromlaufe vorge- 
nommenen Arbeiten abgabefähig seien, auch nicht mit 
Laband, O. Mayer, Piloty, Netter (Vorsteheramt der 
Berliner Kaufmannschaft) u. a. dahin, dass Abgaben nur 
von solchen Austalten zulässig seien, welche eine vom 
Stromlauf absonderbare Existenz führen, wie Wagen, 
Krane, Werfthallen, allenfalls Schleusen, nicht aber 
von noch so umfangreichen Regulierungen, Coupierungen, 
Vertiefungen, Talsperren usw. Die Interpretation „lehnt 
sich“ an die vom Unterzeiehneten gegebene Auslegung 
an, wonach besondere Anstalten den Gegensatz zu der 
(nicht abgabefähigen) regelmässigen Instan dhaltung 
und Verbesserung bilden und das Erfordernis des 
Besondern nicht an das räumlich Absonderbare, sondern 
an das aussergewöhnlich Kostspielige und Wirksame, 
an das die regelmässige Instandhaltung wesentlich an Kosten 
und Nutzen Uebersteigende geknüpft wird. Abgabefählg 
sollen demgemäss nach dem vom Bundesrat angenommenen 
Gesetzentwurf solche Werke, Einrichtungen und sonstigen 
Anstalten seiu, welche den Verkehr wesentlich erleichtern 
(ohne Rücksicht darauf, ob dies durch vom Stromlauf 
absonderbare Anstalten oder nieht, ob durch ein System 
von Schleusen oder durch Regulierungen und dergleiehen 
geschieht). . 

Aber wenn, wie sicher, der Reichstag sich dem. auch 
anschliesst. so sind damit doeh nur die innerstaatlichen 
Bedenken und Hindernisse gehoben. Offen bleibt, und 
zwar gerade für die beiden leistungsfähigsten und be- 
deutendsten Ströme, den Rhein und die Elbe, noch die 
Frage, ob mit Rücksicht auf internationale Verträge und das 
Völkerrecht das Ausland sich der Einführung von Schift- 
fahrtsabgaben widersetzen kann. Es scheint sehr stark 
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so, als ob die interessierten Staaten, vor allem die 
Niederlande und Oesterreich, energisch Einspruch erheben 


werden. Die Niederlande haben sich bereits im Jahre 
1904 in diesem Sinne vernehmen lassen. Oesterreich 
und die Elbe wollen wir vorerst beiseite lassen. 


Wichtiger ist der Rhein, an dem und an dessen Neben- 
flüssen grossartige Korrektionen geplant sind, die nur 
unter der Voraussetzung der Abgabenfähigkeit erfolgen 
können. Man will den Rhein bis Strassburg, von da bis 
Basel, von da bis zum Bodensee schiftbar machen, der- 
gestalt, dass Bregenz in Vorarlberg für Westösterreich 
werden soll, was Triest im Süden ist. Der Main soll 
bis Aschaffenburg, der Neckar bis Heilbronn und Kann- 
stadt eine fahrbare Schiffahrtsstrasse werden, so dass 
Bayern und Württemberg dem Rheinhandel und der 
Rheinschiffahrt erschlossen werden. Dies hat u. a. Prinz 
Ludwig von Bayern ausgeführt. 

Was sagen die Niederlande dazu? 

Man sollte meinen, dass Rotterdam, dessen Verkehr 
in etwa 20 Jahren von noch nicht 2 auf über 14 Millionen 
Tonnen gestiegen ist, sich freuen sollte, aber nein. In 
der zweiten Niederländischen Kammer hat man am 
12. Dezember 1904 die Rheinschiffahrtsabgaben bekämpft 
als ein „Ueberbleibsel aus der Zeit der Raubritter, nicht 
nur verderblich für Handel und Sebiffahrt sondern gleich- 
zeitig ein zum Himmel schreiendes Unrecht, eine Zoll- 
erhebung in Streit mit den Geiste der Traktate“. Merk- 
würdig ist, dass man dabei auf die Wiener Kongress- 
akte Bezug nimmt, trotzdem die Niederlande im Gegen- 
satze zu dieser die Schelde bis 1839 gesperrt hielten 
(Antwerpen zugunsten von Rotterdam) und die Schiffahrt 
auf dieser erst 1839 nur gegen eine Abfindung von etwa 
40 Millionen Franes freigaben! i 

„Das Verhältnis der Niederlande zur deutschen 
Schiffabrtsabgabenpolitik“ wird daher namentlich am 
Rhein viel erörtert. Es handelt sich, wie in der Schweiz 
gesagt ist, dabei um eine Weltwirtschaftsfrage ersten 
Ranges. Deshalb ist dieses Verbältnis zum Gegenstande 
einer im Auftrage der Handelskammer zu Köln von deren 
Syndikus Professor Dr. A. Wirminghaus verfassten 
Abhandlung gemacht, die namentlich die einschlägigen 
wirtschaftlichen Fragen einer Prüfung unter dem (abgaben- 
freundlichen) Gesichtspunkte unterzieht, „dass es gelingen 
möge, die Niederlande in deren Interesse und dem der 
Rheinschiffahrt zu einer Verständigung mit dem Deutschen 
Reiche auf dem Boden gemeinsamer Verkehrsinteressen 
zu bewegen“. Die Rechtsfrage ist gleichfalls behandelt, 
indes zu kurz gekommen. Der Verfasser schliesst sich 
einerseits den bekannten Petersschen Auslegungen an, 
andererseits nimmt er aber an, dass die Rheinschiff- 
fahrtsakte von 1868, solange sie besteht, und sie ist 
unkündbar, jeder Schiffahrtsabgabenerhebung in Wege 
steht. 

Ob dies der Fall, und wie sich das Völkerrecht 
überhaupt zu dieser Frage stellt, soll im nachstehenden 
kurz geprüft werden, wobei ich Bezug nehme auf meine 
ausführliche Abhandlung in der Kohlerschen Zeitung für 
Völkerrecht und Bundesstaatsrecht 1910 S. 208. 

Zunächst muss konstatiert werden, dass völkerrecht- 
liche Verträge zu halten sind, also weder gebrochen, 
noch, wenn sie unkündbar, gekündigt werden können, 
gleichviel ob es sich dabei um politische oder um wirt- 
schaftliche Dinge (z. B. Meistbegünstigungsklausel des 
Frankfurter Friedens von 1871) handeln mag. Was 
aber besagt die von den Rheinuferstaaten abgeschlossene 
revidierte Rheinschiffahrtsakte vom 17. Oktober 1868 
(Preuss. GS. 1869 S. 798) Art. 3? „Auf dem Rheine — 
darf eine Abgabe, welche sich lediglich auf die 
Tatsache der Beschiffung stützt (basé uniquement 
sur le fait de la navigation), weder von den Schiffen 


oder deren Ladung, noch von den Flössen erhoben 
werden.“ 

Es handelt sich also zunächst um die Auslegung der 
Worte „base uniquement sur le fait de la navigation“. 
Preussen, das damals sehr freihändlerisch war, wollte 
diese gestrichen haben, Frankreich bielt sie aufrecht. Die 
Worte fanden sich schon früher, u. a. in Art. 15 des 
Pariser Friedensvertrages vom 30. März 1856 (Preuss. 
GS. 1857 S. 537) und sie kommen vor in Art. 14 
der Kongo-Schiffahrtsakte und in der Niger-Schiffahrts- 
akte von 1885 (ReichsgesBl. S. 215). Auf der in Berlin 
unter Vorsitz des Fürsten Bismarck stattgefundenen, 
am 15. November 1884 eröffneten Kongokonferenz sind 
die Fragen des internationalen Schiffahrtsrechts erörtert 
und in der Kongo-Schiffahrts- und in der Niger-Schiffahrts- 
akte festgelegt worden „als künftig einen Bestandteil des 
internationalen Rechts bildend“; nämlich dahin, dass 
blosse Befahrungsabgaben, Abgaben ohne der Schiffahrt 
geleistete besondere Dienste (basés uniquements sur le fait 
de la navigation) unstatthaft, dagegen als Gegenleistung 
für besondere der Schiffahrt geleistete Dienste 
nicht ausgeschlossen sein sollen. Die Verhandlun- 
gen liefern zugleich die denkbar authentischste Inter- 
pretation der Wiener Kongressakte, die Fürst Bismarek 
unter allseitiger und ausdrücklicher Zustimmung 
aller Konferenzmächte mit folgenden Worten gab (Staats- 
archiv Bd. 45 S. 51): 

„Le Congrès de Vienne, en proclamant la liberté 
de la navigation sur les fleuves qui parcourent le 
territoire de plusieurs états, a voulu empêcher la 
séquestration des avantages intérens à un cours d'eau. 
Le principe a passé dans le droit public, en Europe 
et en Amérique.“ 

Dieses aus Art. 108 bis 116 der Wiener Kongress- 
akte, Art. 15, 16 und 19 des Pariser Friedens von 1856 
und der Donau-Schiffahrtsakte von 1857 gebildete „prin- 
eipe fondamental“ gibt Bismarek dahin an: „d'assurer 
pleine et entiċre liberté de navigation & tous les pavillons 
et la franchise de tous autres taxes que celles 
préléyćes dans un but de rétribution pour des tra- 
vaux nécessités par les besoins de la navigation 
même“. 

In der Zustimmungserklärung zur Berufung der 
Konferenz definierte die französische Regierung ihren Be- 
griff von der liberté du commerce als libre accès pour 
tous les pavillons, linterdietion de tout monopole ou 
traitement différentiel, fügte aber hinzu: „mais nous 
admettons l'établissement de taxes qui pourront 
ötre perçues comme compensations de dépenses 
utiles pour le commerce“. 

In dem Berichte der von der Konferenz eingesetzten 
Kommission (Staatsarchiv Bd. 45 S. 118) heisst es: „tout 
péage fluvial fut interdit (im Pariser Frieden, der die 
Worte basé uniquement sur le fait de la navigation hat) 
à moins qu'il n’eüt le caractère d’une contrepre- 
station“. Demgemäss empfiehlt die Kommission trotz der 
Wendung basé uniquement sur le fait de la navigation 
Taxen, aber nur solche, die „strietement compensateurs“. 
Ebenso will Grossbritannien (Staatsarchiv Bd. 45 S. 151) 
zulassen: „des taxes ou droits qui auront le caractère de 
rétributions pour services rendus à la navigation même“. 
Im Bericht des englischen Botschafters an das Foreign 
Office (das. S. 243) heisst es: „no tolls or duties being 
exacted, based on the sole fact of navigation, except such 
as may be necessary to provide for payment for 
services rendered to navigation.“ Sonach ver- 
bieten die Kongo- wie die Niger-Schiffahrtsakte Abgaben, 
die sich einzig auf die Tatsache der Befahrung stützen, 
wohl aber lassen sie u. a. Gebühren zur Bestreitung 
der technischen und Verwaltungsausgaben zu, die im all- 
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gemeinem Interesse der Schiffahrt gemacht sind, ein- 
schliesslich der Gebühren für Leuchttürme, Leuchtfeuer 
und Baken. 

Ebenso klar sind Inhalt und Absicht des Pariser 
Friedens von 1856 Art. 15: die Schiffahrt auf der Donau 
kann keiner Beschränkung oder Abgabe unterworfen 
werden, „die sich einzig und allein auf die Tatsache der 
Beschiffung des Flusses (Donau) stützt (base uniquement 
sur le fait de la navigation)“. „Dans le but“ fährt 
Art. 16 fort, „de réaliser les dispositions“ des vorher- 
gehenden Artikels wird eine (internationale) Kommission 
mit der Bezeichnung und Ausführung der Arbeiten be- 
auftragt, die notwendig sind, um die Mündung der Donau 
von dem die Passage hindernden Sand und anderen 
Hindernissen zu befreien. „Um die Kosten dieser Ar- 
beiten und der die Sicherheit und Erleichterung 
der Schiffahrt an den Donaumündungen be- 
„weckenden Etablissements zu decken, sollen 
— Abgaben erhoben werden.“ Demgemäss hat die 
Kommission Abgaben für die Erbauung zweier Dämme 
an der Sulinamüindung, für Korrektions- nnd Baggerungs- 
arbeiten, Entfernung von Wrackstücken, Erbauung eines 
Leuchtturmes, eines Marinehospitals usw., also für An- 
stalten, die die donaubefahrenden Schiffe benutzen, ohne 
dass sie vom Stromlauf abgesondert werden, also indem 
sie und trotzdem sie nur ruhig weiterfahren. Ebenso hat 
Ungarn und zwar einseitig und unter Begünstigung der 
ungarischen Schiffahrt für die Regulierung der Donau 
beim Eisernen Tor Schiffahrtsabgaben ein- und durch- 
geführt, obwohl auch ‘hier keine vom Stromlauf absonder- 
baren Anstalten benutzt werden. 

Es steht also nicht im Widerspruch zu dem Satze, 
dass Abgaben „basés uniquement sur le fait de la 
navigation“ unstatthaft sind, sondern wird im Pariser 
Frieden als dessen Realisierung bezeichnet, wenn Ab- 
gaben auf die Korrektion der Donau gelegt werden. Der 
Art. 3 der Revidierten Rheinschiffahrtsakte steht also 
ebensowenig wie Art. 15 des Pariser Friedens den Abgaben 
für wesentliche Stromkorrektionen entgegen. Wichtiger ist 
schon Art. 28 der Rheinschiffahrtsakte, wonach die 
Rheinuferstaaten „comme pour le passé“ (aber eben 
doch nicht weiter) die Fahrbahn en bon état zu setzen 
und zu halten haben — und zwar, wie anzunehmen, 
ohne dafür Abgaben erheben zu dürfen. Wie ist es aber, 
wenn sie tiber das comme pour le passe, über die regel- 
mässige Instandsetzung und Verbesserung, hinausgehen? 
Man kann sagen, dies brauchen sie nicht, sie sind dazu 
berechtigt, wenn sie es aber tun, so ist es geschenkt. 
In Betracht kommt hierbei das Schlussprotokoll zu Art. 3: 
„I a été reconnu à lunamité que les stipulations du 
1° alinea de cet article ne s'appliquent pas aux retribu- 
tions ni aux droits à percevoir pour l'usage des voies 
navigables artificielles ou de travaux d'art, tels 
qu’seluses“. Also für Schleusen sind Abgaben zulässig, 
also auch, wenn man Oberrhein, Lahn, Neckar, Main 
dureh ein Schleusensystem sehiffbar macht. Danach 
sollte man meinen, dass dies erst recht statthaft ist, 
wenn man das Schleusensystem durch ein über dieses 
System durch Kosten und Nutzen hinausgehendes, es 
wirtschaftlich verbesserndes System ersetzt! Und diese 
Meinung ist richtig. Die Worte „travaux d'art“ finden 
sich u. a. in Art. 23 du traité de commerce et de navi- 
gation entre les Etats de l’ Association de douanes et de 
commerce allemande et les Pays-Bas du 31 dee. 1851 
(Preuss. GS. 1852, S. 116) und sind im deutschen Texte 
mit „künstliche Arbeiten“ wiedergegeben. Die Worte 
finden sich ferner in Art. 4 der Donauschiffahrtsakte von 
1865 und bezeichnen dort die Korrektionsarbeiten an 
der Sulinamiindung und werden im deutschen Text mit 
„Korrektionen“ wiedergegeben; sie haben zum Gegen- 


stande ebenso wie diese Worte im Vertrage mit Holland 
von 1851 „de rectifier le cours et approfondir 
le chenal de manière à assurer autant que se 
peut faire“. Der Sinn der Rheinschiffahrtsakte ist 
biernach (der wie Art, 54 Abs. 4 der Reichsverfassung): 
Für die blosse Befahrung, ferner für die blosse Aufrecht- 
erhaltung des comme pour le passe, für die regelmässige 
und laufende Verbesserung und Instandhaltung des 
Stroms sind Abgaben unzulässig; nicht verboten sind sie 
für kostspielige, die Schiffahrt über den bisherigen Stand 
wesentlich und besonders hebende „Kunstwerke“, also z. B. 
für Arbeiten wie die, die der Regulierung der Donau beim 
Eisernen Tor oder an der Sulinamündung äbnlich sind, 
z. B. wenn man durch ein kostspieliges und künstliches 
System von Schleusen oder ohne solehe durch Talsperren, 
Koupierungen, Begradigungen, Felssprengungen usw. die 
tehlende Schiffbarkeit schafft oder die vorhandene wesent- 
lich verbessert. 

Dass solehes in der Tat die Absicht des Vertrages 
und der Standpunkt des Völkerrechts ist, bezeugt der als 
Staatsmann wie Gelehrter gleichmässig höchstangesehene 
Verfasser des Werks: Du régime eonventionel des fleuves 
internationaux, Paris 1879, Ed. Engelbardt, der sich 
für Abgabenfreiheit erklärt, indes S. 216 hinzufügt: 


„Une seule réserve paraitrait justifiée dans des 
conditions nouvelles, cest celle qui aurait pour 
objet le remboursement eflectif des capitaux 
employés à lexécution de travaux d'art d'une 
importance exceptionelle et de longue durċe. 
Qui n’admetterait pas — la légitimité destaxes prélevés 
pour couvrir les frais d'entreprises telles que 
l'ouverture permanente de la passe de Sulina ou 
celle des Portes de Fer? La navigation et le 
commerce se pröteraient d'autant plus volontiers à 
ces impositions — qu'elles corresponderaient à un 
bönefice direct, absolument certain —.“ 


Ueber die wirtschaftliche Seite und insbesondere über 
die Mittel und Wege die Niederlande zu verlanlassen, 
sich den Rheinschiffahrtsabgaben gegenüber nicht grundsätz- 
lich ablehnend zu verhalten, habe ich mich nicht zu äussern. 
Vom Rechtsstandpunkte habe ich noch hervorzuheben, 
dass, da die Rheinuferstaaten den „bon état“, „comme 
pour le passe“ zu gewähren haben, jedenfalls die der 
Vergangenheit angehörenden travaux d'art z. B. die 
kolossalen Felssprengungen und Arbeiten im Binger Loch 
nicht abgabenfähig sind, noch in Zukunft zam Substrat 
der Abgabenerhebung gemacht werden können, dass 
ferner die laufende Instandhaltung und regelmässige Ver- 
besserung des Rheinstroms bei der Abgabenbemessung 
ausser Ansatz bleiben muss, dass sodann die kleinen 
(namentlich holländischen) Schiffe, welche jetzt schon den 
Rhein befahren, auch in Zukunft abgabenfrei bleiben — 
weil sie die Verbesserungen nicht „benutzen“ —, dass 
endlich Holland, wenn es auf seinem Gebiet den Rhein 
wesentlich vertieft von 3 bis 4,5 m, von den Schiffen, 
die ohne diese Vertiefungsarbeiten den Rhein nicht 
passieren könnten, zur Ausgleiehung für deren Kosten 
Abgaben erheben darf. Nach den Ausführungen in der 
Wirminghausschen Denksehrift hat Holland fast das 
grösste Interesse an der Ausführung der preussisch- 
bayerischen Schiffahrtspläne. Es ist aber zu klug, dies 
zu bekennen und rechnet auf Kompensationen, vielleicht 
gar auf den Verzicht auf den Rhein-Rmskanal, oder auf 
Differentialeiseubahntarife zugunsten des Rheins und der 
Rheinhäfen und zuungunsten der Ems- und Weserhäfen. 
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Die Errichtung einer Reichsabrechnungsstelle. 
Ein Vorschlag von Dr. Siegfried Buff, München. 


In Nr. 17 dieser Zeitschrift vom 1. Juni 1910 waren 
die Bestimmungen der neuen Berliner Scheckaustausch- 
stelle, die am 1. Juni ins Leben trat, abgedruckt. Die 
wichtigsten Neuerungen dieser Einrichtung bestehen 
darin, dass Schecks auf auswärtige Banken oder 
Bankiers, welche bei einem Mitglied der Berliner Ab- 
reehnungsstelle oder bei einem Berliner Privatbankier 
(für den ein Mitglied der Berliner Abrechnungsstelle 
das „Clearen“ der Schecks übernommen hat) eine Zahl- 
stelle besitzen, in. der Berliner Scheckaustauschstelle 
unmittelbar zwischen den beteiligten Zahlstellen 
kostenfrei ausgetauscht werden. Mitglieder der Berliner 
Scheekaustauschstelle können nur solche Firmen sein, 
welche gleichzeitig Mitglieder der Berliner Abrechnungs- 
stelle sind. Erhält z. B. die Deutsche Bank in Berlin 
einen Scheek auf einen Münchener Privatbankier, für 
welchen die Dresdner Bank in Berlin als Zahlstelle 
fungiert, so tauscht die Deutsche Bank in der Scheck- 
austauschstelle diesen Scheck mit der Dresdner Bank 
aus. Die Zusammenkunft der Mitglieder findet täglich 
einmal statt. Die Einreichung der Schecks erfolgt hier 
technisch: ähnlich wie bei den Abreehnungsstellen. Da- 
gegen- findet die detinitive Abrechnung vier Tage 
später statt (damit die Schecks inzwischen zur Prüfung 
an den Bezogenen gelangen können) und zwar bei der 
ersten Zusammenkunft in der Berliner Abrechnungs- 
stelle. Ohne Zweifel bedeutet die neue Einrichtung 
für Berlin einen Fortschritt gegen früher'), wenngleich 
sich die Frage aufdrängt, ob es nicht einfacher wäre, 
wenn auch die Binreiehung der Schecks in der Ber- 
liner Abrechnungsstelle bei der letzten Zusammen- 
kunft erfolgen würde. Betrachtet man die neue Scheck- 
austauschstelle nur als Durchgangsstufe zur Reichs- 
abreehnungsstelle, so wird man sie in allen Fällen zu 
begrüssen haben). Jedenlalls hat der längst gehegte 
Wunsch nach Errichtung einer Reiehsabreelinungsstello 
heute mehr Aussicht aut Verwirklichung denn je. 
Lessing?) und ganz besonders der ehemalige Reichs- 
bankpräsident Koch*) haben sich soeken mit dieser 
Frage beschäftigt. Sie ist keiueswogs neu So viel ist 
sicher, dass bereits im Jahre 1907 in Berliner Bank- 
kreisen die Errichtung einer Reiehsabrechnungsstello 
ernsthaft erwogen wurde. Infolge verschiedener dabei 
auftauchender Schwierigkeiten kam das damalige Projekt 
nieht zur Verwirklichung®). Vorschläge in gleicher Rich- 
tung wurden in der Sitzung der Baukenquete-Kommission 
vom 17. Oktober 1908 von Riesser gemacht und ein- 
gehend begründet.*a) Ich will versuchen, in folgenden 
Zeilen ein Projekt zur Diskussion zu stellen, das vielleicht 
zur Lösung der Frage beitragen dürfte. Gleich jetzt 
möchte ich jedoch hervorheben, dass keineswegs beab- 
sichtigt wird, eine Umgestaltung der Dinge vorzuschlagen. 
Das Projekt will vielmehr nur die bestehenden Abrech- 
nungsstellen gleichmässig ausbauen und miteinander in 
Verbindung bringen. Es weicht vom englischen Country- 
Olearing ab, dessen Einrichtungen auf die deutschen 
Verhältnisse keineswegs in allen Punkten anwendbar 
sind, was Koch (a. a. O. S. 348) mit Recht hervorhebt. 


1) Für München ist die Sache keineswegs neu. Dort 
werden in der Abrechnungsstelle unter den Mitgliedern der- 
selben schon seit längerer Zeit auf Grund freiwilliger Ueber- 
einkunft der Beteiligten solche Schecks ausgetauscht und ab- 
gerechnet. Ob dies auch bei den übrigen deutschen Abrech- 
nungsstellen geschieht, weiss ich nicht, 

.. 2) Auf die einzelnen Vorzüge und Mängel der neuen Ein- 
richtung näher einzugehen, wird in folgenden Zeilen nicht 
beabsichtigt. Es sei daher auf die eingehenden Ausführungen 
Lessings in Nr. 18 dieser Zeitschrift verwiesen. 

3) Vgl. S. 280 ff. dieser Zeitschrift v. J. 1910. 

4) Vgl. seinen Aufsatz: „Fortschritte im deutschen Clearing- 
wesen“ im Juni-Heft der Deutschen Revue v. 1910 S, 843 ff. 

5) Den Aussenstehenden wurde das Projekt leider nicht 
bekanntgegeben. 

sa) Vgl. Bankenquete 1908, Sten. Berichte zu I--V des 
Fragebogens S. 218. 


Die Reichsabreehnungsstelle ist als Abrechnungs- 
stelle aller übrigen deutschen Abrechnungsstellen gedacht 
und hat ihren Sitz in Berlin. Sie könnte ev. mit der 
Scheekaustauschstelle vereinigt werden, geht aber weiter 
als diese. Während die Scheekaustauschstelle nur 
Schecks, welehe ausserhalb Berlins zahlbar sind (also 
in Berlin vorkommen), verrechnet, sollen in der ge- 
dachten Reichsabreehnungsstelle alle Schecks (ev. 
auch fällige Wechsel), die bei Mitgliedern sämt- 
licher Abreehnungsstellen (einschliesslich der Ber- 
liner Abrechnungsstelle) auf Mitglieder von, aus- 
wärtigen Abreehnungsstellen vorkommen — und 
nur auswärtige Mitglieder kämen bei meinem Vor- 
schlag in Betracht — reguliert werden. Die Reichs- 
abrechnungsstelle würde somit alle Schecks (ev. auch 
Wechsel), welehe an jedem Abreehnungsplatz vor- 
kommen, also ausserhalb des betr. Platzes zahl- 
bar sind, zu „elearen“ haben, vorausgesetzt, dass 
diese Schecks auf ein Mitglied irgendeiner Ab- 
rechnungsstelle lauten bzw. bei einem Mitglied einer 
Abreehnungsstelle eine Zahlstello besitzen’). Die 
Durchführung dieses Projekts wäre ausserordentlich 
einlach. Es wäre nur nötig, dass die Mitglieder irgent- 
einer Abrechnungsstelle ihro Schecks (Wechsel usw.} 
auf Mitglieder einer auswärtigen Abrechnungsstelle 
direkt in der Abreehnungsstolle des betr. Platzes 
einreichen, was ja bereits bisher in München’) auf 
Grund freiwilliger Vereinbarung mit solehen Schocks 
geschieht, die auf die Zentrale oder auf eine auswärtige 
Filiale eines Mitgliedes der Münchener Abrechnungs- 
stelle (kurz auf Banken, die wieder Mitglieder der Ab- 
rechnungsstelle ihres Patzes sind) gezogen sind. Hat 
also z. B. die Deutsche Bank Filiale München Schecks 
auf die Dresdner Bank in Berlin, in Dresden auf die 
Darmstädter Bank in Berlin usw. so schickt sie 
diese Schecks nieht nach Berlin oder nach Dresden an 
ihre Zentrale oder Filialen. woselbst die Schecks dann 
in der Abreehnungsstelle mit den "betr. Banken aus- 
getauscht werden, sondern dio Deutsche Bank Filiale 
München tauscht diese Schecks bereits in der 
Münchner Abreehnungsstelle mit der Dresdner 
Bank Filiale München und mit der Münchner Filiale der 
Darmstädter Bank aus und belastet diese Institute mit 
Vorbehalt. Die empfangenden beiden Banken schieken 
dann die Schecks zur Abrechnung dirokt nach Berlin 
resp. Dresden an ihre bezogenen Niederlassungen. 
Dieses Verfahren bedeutet immerhin eine Vereinfachung 


im Zahlungsverkehr. Die Deutsche Bank Filiale 
München hat derartige Schecks nicht abzusehicken, 
sondern bürdet diese Arbeit den empfangenden 


Banken auf, welche wiederum direkt mit ihren Nieder- 
lassungen abreelinen. Ich konnte leider nicht erfahren, 
ob die Mitglieder aller deutschen Abrechnungstellen in 
solchen Füllen ähnlich verfahren wie München. Ich 
glaube es nicht Trotzdem das geschilderte Verfahren 
immerhin eine gewisso Vereinfachung im Zahlungswesen 
bedeutet, verursacht es den emplangenden Banken immer 
noch beträchtliche Portoauslagen*) und einelange 

%) Würde auf einem Scheck, der auf einen Berliner Bankier 
lautet, eine Münchner Bank als Zahlstelle angegeben sein, so 
würde ein soleher Scheck, wenn er in der Münchener Ab- 
rechnungsstelle vorkommt, durch die Reichsabrechnungsstelle 
gehen. Würde aber ein Scheck auf einen Bankier in der Nähe 
Münchens gezogen sein, der in München vorkommt und aul 
dem eine Münchener Zahlstelle angegeben ist, so wäre es aller- 
dings unpraktisch, einen solchen Scheck durch die Reichs- 
abrechnungsstelle gehen zu lassen. Ein solcher Scheck würde 
eben nur in der Abrechnungsstelle München zu verrechnen 
sein. Man wird also bei Schecks, welehe auf Banken und 
Bankiers von Plätzen ohne Abrechnungsstellen lauten, aber an 
einem Platze vorkommen, der eine solche Einrichtung besitzt, 
zu prüfen haben, ob der Scheck durch die Reichsabrechnungs- 
stelle, oder (wenn die Entfernung der betr. Abrechnungsstelle 
von dem bezogenen Bankier nur gering ist und sich somit die 
Absendung nach der entfernten Reichsabrechnungsstelle nicht 
verlohnen würde) nur durch die Abrechnungsstelle des betr. 
Platzes gehen soll. 

7) Vgl. auch Anm. 1. 

a) Denn z, B. die Dresdner Bank, Filiale München, bekennt 
nicht nur Schecks auf ihre Berliner Zentrale, an die sie wohl 
täglich Sendungen abgehen lässt, sondern sie erhält auch 
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Scehreibarbeit mit den auswärtigen Niederlassungen. 
Zudem haben die genannten Institute, um bei meinem 
Beispiel zu bleiben, in der Münchener Abreehnungs- 
stelle die Schecks gegenseitig zu verrechnen, was 
bereits hervorgehoben wurde. Mein Vorschlag bezweckt 
hier weitere Vereinfachungen. Die Mitglieder einer Ab- 
rechnungsstelle würden nämlich Schecks auf Mitglieder 
einer auswärtigen Abrechnungsstelle weder an die 
betreffende Niederlassung (zur Verrechnung in der 
auswärtigen Abreehnungssielle) zu schicken noch 
sofort am Ort des Vorkommens in der Abrechnungs- 
stelle gegenseitig zu verrechnen haben (wie es in 
München geschieht), sondern jedes Mitglied der Ab- 
rechnungsstelle würde alle Schecks auf Mitglieder einer 
auswärtigen Abrechnungsstelle direkt in der Abrech- 
nungsstelle seines Platzes nur mit der Reichsbank 
zu verrechnen haben. Die Deutsche Bank Filiale 
München würde also für ihre Schecks usw. auf. die 
Dresdner Bank in Berlin, Dresden, auf die Darmstädter 
Bank in Berlin usw. nicht die Münchener Niederlassungen 
dieser Banken, sondern nur die Reichsbank München 
(unter Vorbehalt) belasten. Sie hätte es dann nur mit 
dieser zu tun. Die Reichsbank München würde alle 
Schecks auf Abreehnungsstellen zur Reichsabreehnungs- 
stelle nach Berlin zu senden haben und nur mit 
dieser abrechnen. Die Reiebsabrecehnungsstelle würde 
dann die Schecks an die jeweiligen Abreehnungs- 
stellen schieken und diese wiederum unter Vorbehalt 
belasten. Würde künftig die Versendung aller Schecks 
auf Mitglieder einer auswärtigen Abrechnungsstelle 
dureh die Reichsbank der betreffenden Plätze in einer 
Sendung nach Berlin erfolgen, so würden dadurch 
die Versendungsspesen auf ein Minimum reduziert 
werden. Denn jede Reichsbankstelle, besonders an 
Plätzen mit Abreehnungsstellen, hat bereits jetzt schon 
täglich Sendungen an die Reichshaupibank nach Berlin, 
während die Berliner Zentrale hinwiederum mit diesen 
Plätzen täglich korrespondiert. Durch meinen Vorschlag 
würden somit den Reichsbankstellen nicht mebr Aus- 
lagen erwachsen als bisher). Allerdings würden dann 
die Schecks (ev. auch fälligen Wechsel, welche nicht 
„auf Berlin lauten, doeh den Umweg iiber Berlin machen 
müssen), was natürlich die definitive Abrechnung 
an den jeweiligen Plätzen mit Abrechnungsstellen ver- 
zögern würde, aber im Interesse der Konzentration 
nieht zu umgehen sein dürfte). Um Verwechslungen 
bei der Versendung von Schecks in der Reichs- 
abreehnungsstelle zu vermeiden, könnte jede ab- 
sendende Abrechnungsstelle auf derartige Schecks einen 
Vermerk mit Gummistempel links oben (oder anders 
wohin) anbringen, z. B. Abreehnungsstelle München, 
Leipzig oder Dresden usw. Die Verrechnung von 
Schecks auf Mitglieder auswärtiger Abrechnungsstellen 
würde nach dem bisher Gesagten also ungefähr fol- 
gcndermassen bei jeder Abreehnungsstelle technisch 
kurz vor sich gehen: Jedes Mitglied reicht mit einem 
Verzeichnis, das die Stückzahl der Schecks, die einzelnen 
Beträge, den Abreehnungsort des bezogenen Bank- 
hhauses, sowie die Endsumme enthält, die Schecks in 
naturain die Abreehnungsstelle ein und belastet 
für die Gesamtsumme die betretfende Reichsbank- 
stelleunter Vorbehalt. Die Einreichung dieser Schecks hat 
bei der letzten Zusammenkunft der Mitglieder zu 
erfolgen, damit möglichst viele Schecks noch am gleichen 
Tage nach Berlin gesandt werden können. Für die defi- 
nitive Abrechnung könnte eine einheitliche Frist von 
vier Tagen festgesetzt werden"). Nachdem also jede 


Schecks auf ihre Dresdner Niederlassung usw., kurz auf Plätze, 
mit denen sie wohl nicht jeden Tag korrespondieren dürfte, 
») Vgl. dazu Koch a. a. O. S. 349 
10) Eventuell könnten ja Schecks auf sehr grosse Beträge 
aus diesem Grunde vom Reichsclearing ausgeschlossen bleiben 
und vom Inhaber direkt an den Bezogenen gesandt werden. 
11) Ich glaube, dass es für die Reichsbankstellen zu um- 
ständlich sein würde, die Schecks direkt an jede Abrechnungs- 
stelle zu schicken und mit diesen dann einzeln abzurechnen. 
12) Die Behandlung der Retourposten kann auf verschiedene 


Art erfolgen. Betont sei hier nur, dass technisch ein ınög- 


Abrecehnungsstelle die Schecks auf Mitglieder aus- 
wärtiger Abrechnungsstellen mit dem Verzeichnis er- 
halten hat und dieses geprüft wurde, ordnet sie diese 
Schecks nach den einzelnen Plätzen und trägt sie in 
ein Gesamtverzeiehnis nach Ort, Stückzahl, Einzel- 
betrag und Endsumme ein. Für die Gesamtsumme be- 
lastet sie die Reichsabreehnungsstelle, da sie 
mit den übrigen Abrechnungsstellen nicht direkt ab- 
rechnet. Die Reichsabrechnungsstelle hinwiederum er- 
kennt jede Abreehnungsstelle für alle an sie gesand- 
ten Schecks und belastet jede Abrechnungsstelle für 
Schecks, welehe sie (die Reichsabreehnungsstelle) an 
die betr. Abrechnungsstelle schickt. Jede Abrechnungs- 
stelle übergibt dann den bezogenen Mitgliedern 
unter Belastung die von der Reichsabrechnungs- 
stelle empfangenen Schecks. In der Reichsabrech-. 
nungsstelle ist jede einzelne Abreehnungsstelle (ein- 
schliesslich der Berliner Abrechnungsstelle, welche ihre 
Schecks usw. nieht an die Reiehsabreehnungsstelle per 
Post versenden muss, sondern dieser einfach über- 
geben kann) ähnlich zu behandeln wie die Mitglieder 
der einzelnen Abrechnungsstelle von dieser. Es ist also 
(festzustellen, wieviel jede Abrechnungsstelle im ganzen 
zu fordern resp. zu vergüten hat. Der jeweilige Saldo 
kann dann eventuell sofort dem in Berlin geführten 
Konto den betr. Bankstellen zu- oder abgeschrieben 
werden. Eine Gesamtabrechnung zwischen der Reichs- 
abrechnungsstelle und den einzelnen Abrechnungsstellen 
könnte vielleicht halbmonatlich oder monatlich geführt 
werden. 

Soweit das Projekt, das übrigens keineswegs den 
Anspruch auf Vollkommenheit erhebt. Man sieht, es 
stellt sich umfassendere Aufgaben als die Berliner 
Scheekaustauschstelle tut. Denn diese kommt nur tür 
Berlin in Betracht, während nach Errichtung der Reichs- 
abrechnungsstelle sämtliche Schecks „geeleart“ 
werden können, die bei einerAbreehnungsstelle 
eingereicht werden und auf Mitglieder aus- 
wärtiger Abrechnungsstellen lauten, Eine be- 
trächtliche Portoersparnis und eine wesentliche V er- 
einfachung derKorrespondenz der einzelnen Banken 
wäre die Folge, da diese Arbeit von der Reichsbank 
abgenommen würde. Den einzelnen Reichsbankstellen 
an Abrechnungsplätzen würde allerdings eine grössere 
Mehrarbeit erwachsen, die aber durch eine bedeutende 
Zunahme unverzinslicher Guthaben seitens der einzelnen 
Mitglieder (die ja die ihnen auf diese Weise gutkommen- 
den Beträge nieht immer sofort abheben werden) bei 
den Reiehsbankstellen wohl kompensiert werden dürlte. 
Soll die gedachte Einrichtung eine möglichst ausge- 
dehnte Tätigkeit entfalten können, so wäre dringend zu 


wünschen, dass die bestelienden Abrechnungsstellen 
uoch um eine Anzahl vermehrt werden. Dieser 
Wunsch ist berechtigt, selbst dann, wenu die 


vorgeschlagene Binrichtung nieht verwirklicht wird. 
Damit soll ja nicht gesagt sein, dass bei jeder 
Reichsbankstelle in Deutschland eine Abrechnungsstelle 
errichtet werden soll®). Sodann käme noch dazu, dass 
an jedem Platze, an dem sich eine Abreelnungsstelle 
befindet, irgend ein Mitglied der Abrechnuugsstelle als 
Agent für die besseren Bankiers, die am direkten Ab- 
rechnungsverkehr nieht teilnehmen können, das „ulea- 
ren“ besorgen müsste, was ja in Berlin seitens des 
Kassenvereins, in München seitens der Kgl. Filialbank 
geschieht. Dann könnten auch Schecks auf solche 
Bankiers (selbst für den Fall, dass auf der Rückseite 
ihres Schecks keine Zahlstelle angegeben ist) durch 
die Keichsabrechnungsstelle .gehen'*). 


lichst einfaches Verfahren zu wünschen wäre, Vielleicht 
könnten Retourposten direkt von den Beteiligten geregelt 
werden, was im Interesse der Vereinfachung der Abrechnung 
nur zu wünschen wäre, Vgl. übrigens auch Lessing a a Ö. 
S, 280. 

13) Ein solcher Wunsch wäre allerdings undurchführbar 
und utopisch, wie Koch (a. a. O. S. 349) mit Recht hervorhebt. 

1) Allerdings würde dann die Herstellung eines leventl. 
jeweilig zu ergänzenden) Verzeichnisses nicht nur der Mit- 
glieder der Abrechnungsstellen (was ja bereits jetzt schon ge- 
schieht), sondern auch der Untermitglieder (Bankiers) nötig 
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Würden die hier gemachten Vorschläge, wenn auch 
nur annähernd, verwirklicht werden (was ja um so eher 
möglich wäre, da es sich um keine Abweichungen 
von der bisher geübten Praxis handelt), so würden nicht 
nur Berlin, sondern alle übrigen Reichsbankplätze mit 
Abreehnungsstellen bedeutend gewinnen. Es würde 
aber auch die Abneigung des deutschen Publikums 
gegen die Errichtung einer Reichsabrechnungs- 
stelle in Berlin insofern schwinden, als die ge- 
daehte Einrichtung gleichmässig allen Plätzen mit 
Abrechnungsstellen zugute käme, eine einseitige Bevor- 
zugung Berlins zum Nachteil der anderen Plätze mithin 
völlig ausgeschlossen wäre's). Ich brauche nicht beson- 
ders zu betonen, dass es dann völlig gleichgültig wäre, 
ob man für die gedachte Einrichtung den Namen 
„Reichsabrechnungsstelle* oder eine andere Bezeich- 
nung wählt. 

Zum Sehlusse möchte ich noch betonen, dass der 
Gedanke des „Clearing“ in Deutschland noch lange nicht 
die Popularität erlangt hat, die er verdient. So erfolgt 
die Effektenablieferung an manchen deutschen Börsen- 
plätzen noch -auf ziemlich umständliche und bar- 
geldverschwendende Weise. Ich erinnere z.B. an 
München, woselbst die Errichtung einer unabhängigen 
Effektenabrechnungsstelle (welche nicht nur die Effekten- 
ablieferungen der Banken'*), sondern auch der besseren 
Bankiers „cleart“) möglich wäre. Trotzdem eine der- 
artige Einrichtung seitens einer Bank unentgeltlich ge- 
schaffen würde und auch sonst weitgehendes Entgegen- 
kommen gewährt würde, scheint sie nicht zustande zu 
kommen und zwar hauptsächlich infolge mangelnden 
Interesses unter den Beteiligten selbst. Aber auch sonst, 
besonders im behördlichen Zahlungsverkehr 
ganz Deutschlands, könnte sich der Abrechnungs- 
gedanke noch mehr einbürgern. Für die weitere Aus- 
gestaltung des bargeldlosen Zahlungsverkehrs wäre 
dies von grösster Bedeutung. 


Zur Geschichte der Handlungsbücher in 
Deutschland. 
Von Hofrat Prof. Dr. A. Luschin von Ebengreuth, Graz. 


Il. 
Deutsche Handelsbücher im 16. und 17. Jahrhundert. ') 


Die Fübrung von Handelsbüchern war, wie wir sehen, 
unter deutschen Kaufleuten im 15. Jahrhundert so ge- 
wöhnlich geworden, dass sich schon einige Rechtssätze 
über ihre Beweiskraft gegenüber dritten ausgebildet hatten. 
Sicherlich hat die Eingehung von Gesellschaften für 
einzelne Geschäfte oder eine Anzahl Jahre, die damals 
bei deutschen Kaufleuten sehr beliebt war, das Bedürfnis 
nach Aufzeichnungen wachgerufen, um Schuld und Forde- 
rung bei den häufigen Abrechnungen trennen zu können. 
Leider sind aber die Proben mittelalterlicher Handels- 
bücher zu vereinzelt, um ein abschliessendes Urteil zu 
gestatten, nur so viel ist gewiss, dass auch die sorg- 
fältigsten von ihnen weit hinter unseren heutigen Anforde- 
rungen zurückbleiben. 

Der Umsehwung in der Buchführung, der im 
16. Jahrhundert eintrat, kam aus Italien. Hier lassen 
sich die Anfänge der Kontenbildung und auch andere 
Einrichtungen der doppelten Buchhaltung, wie es neuestens 
Sieveking in seinen Untersuchungen über die Handels- 
bücher von Venedig, Florenz und Genua nachgewiesen 
hat, bis ins 13. Jahrhundert hinauf verfolgen. So konnte 


werden, da sonst mitunter die Feststellung, ob ein Bankier — 
wenn auch nur indirekt — am Abrechnungsverkehr beteiligt 
ist, zu schwierig, würde. 

15) Vgl. dazu Koch a. a. O. S. 348, Lessing a. a. S. 281., 

1) Dies besagt zwar die Abrechnungsstelle der Reichsbank, 
doch ist das Verfahren umständlich. 

1) Vgl. den früheren Aufsatz in Nr. 13 des laufenden 
Jahrgangs dieser Zeitschrift. 


sich, durch die Arbeit und die Erfahrungen von Jahr- 
hunderten vorbereitet, die Theorie der doppelten Buch- 
haltung entwickeln, welche Fra Luca Pacioli in seiner 
zu Venedig verfassten und hier auch 1494 zum ersten- 
mal gedruckten „Summa de Arithmetiea“ allgemein be- 
kannt machte, Es ist nun in hohem Grade beachtens- 
wert, wie rasch die deutschen Kaufleute, die sich eben 
anschickten, in den Welthandel unmittelbar einzugreifen, 
und die ein Menschenalter darnach den Italienern selbst 
den Geldhandel streitig machen konnten, die Vorteile 
dieser neuen Buchhaltungsform erfassten und sich an- 
zueignen suchten. Allerdings konnte man dies damals 
nur erreichen, wenn man die neue Buchführung dort, wo 
sie entstanden war, auch lernte, doch das war kein 
grosses Hindernis. Italien und vor allem Venedig war 
schon lange die hohe Schule der Kaufmannschaft, an 
welcher die Söhne der süddeutschen Kaufherren ihre 
Ausbildung suchten. Den gleichen Weg schlugen Männer 
ein, die sich erst in vorgerückteren Jahren dem Handel 
zuwandten, beispielsweise Jacob Fugger, der nachmals 
so berühmte Kaufherr. Als sich dieser 1473 auf Bitten 
seines kinderlosen Bruders Ulrich zum Verzicht auf 
seine Domherrenpfründe entschlossen hatte, ging er zu- 
erst nach Venedig, um dort in die Kaktorei seines Hauses 
einzutreten. Diesen Lehrjahren und einigen zu näherer 
Erkundung der Handelsverhältnisse unternommenen Reisen 
verdankte er dann jenen Grad kaufmännischer Bildung, 
durch die er sein Haus weltberühmt gemacht hat. 

Einen unmittelbaren Einblick in die Zeit des Ueber- 
ganges verschafft uns das Gedenkbuch des Lucas Rem, 
das B. Greiff im 26. Jahresbericht des historischen 
Kreisvereins von Schwaben und Neuburg im Jahre 1861 
herausgegeben hat. Diese treuherzigen Aufzeichnungen 
schildern die Ausbildung und den Werdegang eines 
deutschen Kaufmanns aus der ersten Hälfte des 16. Jahr- 
hunderts mit vielen köstlichen Einzelheiten, hier sei daraus 
nur jenes mitgeteilt, was zeigt, wie rasch die Einbürge- 
rung der italienischen Buchhaltung im deutschen Gross- 
handel vor sich gegangen sein muss. 

Lucas Rem entstammt einer alten Kaufmannsfamilie. 
Wie er erzählt, hatte schon sein Urahn, Hans Rem (geb. 
1340, + 1396) schwungbaften Handel mit Venedig ge- 
trieben und sein anfängliches Vermögen von 500 Gold- 
gulden durch glückliche Geschäfte nahezu auf das Fünfzig- 
fache vermehrt, wiewohl er laut seiner italienisch 
niedergeschriebenen Aufzeichnungen in den ersten zehn 
Jahren durch Wegelagerei und böse Schuldner 7200 Gold- 
gulden eingebüsst hatte. Lucas selbst, am 14. Dezember 
1481 geboren, kam mit 12 Jahren zu einem schwäbischen 
Pfarrer, um Latein, Lesen und Schreiben zu lernen und 
schon mit 14 Jahren nach Venedig, wo er der Obhut 
des Hans Stebehaber und des Hans Lauginger, 
zweier Faktoren der Welser, anvertraut wurde. Diese 
taten ihn zunächst in Kost und Wohnung bei venezia- 
nischen Familien, damit Rem durch den Umgang italienisch 
lerne, dann kam er zu einem in Venedig ansässigen 
Augsburger Ulrich Ehinger, „da lernet ich rechnen in 
5°/, Monet gar aus, und darnach ging ich auf ain Schuol 
da man Biecherhalten lerni, das in 8 Monet aus, schrib 
Jornal und Schuldbuch Fol(ien).“ Es scheint, dass diese 
Ausbildung seinen Eltern zu kostspielig war und dass 
sie ihren Sohn nach Hause nebmen wollten, Lucas 
wandte sich darum an seinen Vetter Anton Welser 
und bat ihn um Anstellung in Welserschen Diensten, 
die er auch erhielt. Rem wurde nun längere Zeit zur 
Buchführung verwendet und kam zuerst (Februar 1498) 
nach Mailand in der Compagnia Haus zu Anton Lau- 
ginger. Der was in seyner Rechnung verirt, daraus ich 
ihm half unds krecht fandt, des mir guo fil Glück und 
Füdrungy halff. Yon Mailand wurde er Anfang Mai nach 
Lyon zu Nareis Lauginger geschickt, der bedorft mein 


295 


und behuolt mich in der Welser Gesellschaft Gescheft bey 
im bis adj 27 Jumio. Schrieb im Capus und die Lioner 
Rechnung aus und zu anderm vil braucht. Rem lernte 
hier Französisch und beim Münzmeister Jean Rischier 
Münzberechnungen, war aber zwischenhinein (z. B. vom 
19.—29. Juli 1499) wieder für die Welser tätig. Er 
hatte sich offenbar schon den Namen eines Rechnungs- 
verständigen erworben, denn am 13. November 1499 er- 
öffnete Nareis Lauginger dem nun Achtzehnjährigen 
dass er zur Aufstellung der Bilanz der Gesellschaft Anton 
Welser und Konrad Vöhlin nach Augsburg berufen 
sei, wie er schreibt auf Antonio Welser Dyserizion und 
der Compagnia Cost und Olaidung, drei Jahr on Belohnung, 
also ohne Gehalt. Lucas blieb dann volle 18 Jahre in 
Diensten der Welser, und wurde verwendet, wo es 
verwirrte Rechnungen aufzuklären gab. 1503 übernahm 
er die Leitung der gesellschaftlichen Faktorei zu Lissa- 
bon, wo er bis 1508 blieb und wie er selbst erzählt, 
„grossen namhaften Handel“ mit den verschiedensten 
Waren trieb und oft 3, 4 und selbst 6 Gehilfen unter 
sich hatte. Als er am 19. März 1509 seinen Vertrag er- 
neuerte, wurde ihm zugesagt, dass er nicht mehr nach 
Portugal geschiekt werden solle, allein schon am 1. Juni 
d. J. ereilten ihn heftig brief, ich sollte per mare oder per 
terra gen Lixbona, Madera, Palma raisen, was wohl 
gegen die Verabredung war und wogegen sich Rem nach 
Kräften aber vergeblich wehrte, da schliesslich der Auf- 
trag mit Berufung auf den der Gesellschaft geschworenen 
Gehorsamseid wiederholt wurde. So kam Rem zur 
Ordnung verwiekelter Verhältnisse nach Madeira und den 
kanarischen Inseln, wo der Welser Faktor Egelhoff 
auf Palma „das verfluocht Land Tazza Cort“ der Gesell- 
schaft gekauft hatte. „Da solt ich lang pliben sein, gros 
und vil gut Ordnung tan haben ... . Zuom Wasser leiten, 
Sand bauen etlich Jar gehoret, die ich nit pleiben wolt, 
gleich eylett bei Tag das Land, Leit, Fich, die gantz Nacht 
Rechnongen und Biecher besach, on al ruo. Kylet on 
mas um den Winter aus den Inseln zuo kommen.“ 

Auch in den folgenden Jahren finden wir Rem 
vornehmlich mit der Ueberprüfung von Rechnungen be- 
schäftigt, so musste er im Juni 1512 zur Faktorei, 
welche die Welser zu Freiburg in der Schweiz hatten, 
da half ich ir Rechnong beschliessen darin si gar ver- 
wirit wassen, pib 4 Tag dar, Tag und Nacht in Werk. 
Im Monat darauf übernahm er die Reehnungstührung von 
Hans Vöhlin zu Lyon und endlich die Vaktorei zu 
Antwerpen, wo er nur fünf Jahre blieb. Bei Erneuerung 
seines Vertrags im Jahre 1514 war er zum stimm- 
berechtigten Teilhaber vorgerückt, er schied aber dem- 
ungeachtet 1517 mit Unwillen von der Gesellschaft, 
welcher er geradezu den Vorwurf falscher Rechnungs- 
legung machte. Die kräftigen Worte, mit welchen er die 
von Antonio Welser und Gesellschaft hinter seinem 
Rücken aufgestellte Bilanz bekämpfte — man hatte al 
ding ring angeschlagen und den Schuldnern durchaus 10 
pro cento u Kapo ubrochen, fil gut bös gmacht, schent- 
lich MHendel darin geipt —, wollen im Gedenkbuch selbst 
nachgelesen werden. 

Deutsche Handelsbücher aus dem Anfang des 16. Jahr- 
hunderts nach den Grundsätzen der doppelten Buchbal- 
tung eingerichtet, sind bisher nicht bekannt geworden, 
wohl aber finden sich Beispiele an einem Orte, wo man 
sie nicht suchen würde, d. i. im Archiv des k. u. k. 
Reichsfinanzministeriums zu Wien. 

Kaiser Maximilian 1., der allerdings sein ganzes 
Leben lang in Geldverlegenheiten war, hatte dem staat 
lichen Rechnungswesen seit Beginn seiner Regierung 
grosse Aufmerksamkeit zugewandt, Ein „Puechhalter“ 
wurde von ihm schon 1491 den neu eingesetzten Rait- 
anwälten in Iunsbruck beigegeben, doch sind wir über 
die Art seiner Geschäftsführung nicht niiber unterrichtet. 


Als dann Georg Gossensbrot aus Augsburg nach 
einem am 3. Jänner 1502 mit Maximilian abgeschlossenen 
Vertrag die Einkünfte der 5 niederösterreichischen Lande 
gegen eine festgesetzte Pachtsumme übernahm, wurde 
auch die königliche Buchhaltung „verändert und auf der 
Kaufleut Form zu halten durch Jacob Villinger als 
Puechhalter angefangen“, wie uns der gleichzeitige Ein- 
trag in einem dieser Bücher meldet. Am 1. Jänner 1515 
erfloss dann eine eigene Buchhaltungsordnung, in welcher 
für das Curialpuech, ein Personalkonto, schon die Grund- 
sätze der doppelten Buchhaltung vorgeschrieben wurden: 
jede Partei erhielt ibre Doppelseite als Folium, zur 
„linken Handwerts“ war, was der betreffende Beamte 
von unsern wegen empfangen hat, auch was er uns jelzu- 
zeiten in seiner Raitung per Rest heraus schuldig als 
Soll, zu der rechten Handwertz ebenso die Ausgaben so 
er von unsern wegen gethan hut, oder das so-wir ime 
schuldig waren als Haben gebucht werden. Doch war 
dies nicht etwa eine neue Einriehtung, da schon das Ge- 
denkbuch LL (jetzt mit XV bezeichnet) für das Jahr 1505 
die gleiche Einrichtung hatte. 

Die Buchhaltung des Kaisers, für die Finanzverwal- 
tung eines Reichs bestimmt, war vielfach gegliedert und 
verlangte die Führung von achterlei verschiedenen 
Büchern, die „Capital, Oomunial, Extraordinary oder 
Vagantpuech, Curialpuech, Memorialpuech, haymlich Me- 
morialpuech und Oonsilialpuech hiessen und zum Teil ge- 
sondert für die Erblande und das Reich angelegt waren. 
Die Buchführung der Kaufleute war einfacher, durch das 
ganze 16. Jahrhundert galten Schuldbuch, Journal und 
Kapus, die schon Lucas Rem im Jahre 1498 schrieb, als 
die Bücher, mit welchen der Kaufmann insgemein sein 
Auslangen fand. Proben dieser Bücher, die auf dem 
Titelblatt die Erklärung ihres Inhalts haben: Jornal 
darinnen wird stan alles, was ich meins Herren wegen 
handel, es sei Einnahmen oder Ausgaben, Schulden, Wexel 
und bauren Gelds Empfahen, Wegsenden, auch Kaufen 
und Verkaufen der Güter nichts ausgenommen. 

Schuldbuch, darinnen wird stan alles Einnehmen 
und Ausgeben buuren Geldes auch alle und jede Schulden 
in Debito et Credito. 

Cappus, darinnen wurdet stan alles Empfahen, Weg- 
senden, Kauffen und Verkaufen sambt dem überbliebenen. 
Rest der Güter, auch was man an einer jeden Ware be- 
sonders gewonnen und verloren hat 
haben sich vom Jahre 1552, wie B. Greiff meldet, in 
der kgl. Kreis- und Stadtbibliothek zu Augsburg erhalten. 

Wie sehr verbreitet die doppelte Buchhaltung in 
Deutschland gegen Ende des 16. Jahrhunderts schon war, 
lehren die Denkverse, mit welchen Jost Amman den 
grossen Holzschnitt seiner Verherrlichung des deutschen 
Handels umgeben hat. Wir blicken hier in die Geheim- 
stube, wo drei Kaufberren über Handelspläne beraten: 

Hie wirt beratschlagt an dem End, 

Was ghaiın und wichtig Sachen send, 

So das Banckwerek anlangen thuet 

Und kummt der Kauffmannschaft zu gut 
lautet die Ueberschrift. Unterhalb erblieken wir die 
Schreibstube, in welcher die mit der Führung der er- 
wähnten Bücher beschäftigten Beamten sitzen, zu oberst 
der Jüngste von den dreien als Schreiber des Journals: 

In Zornal schreib ich alle Tag 

Was sich im Gwerb begeben mag, 

Nach langs mit Besehaid und Underricht 

Das dient gar wol zn gutem Bricht 
meldet die Erklärung. Unter ihm schreibt der sehon im 
Dienst ergraute Oberbeamte das Kassenbuch: 

Cassier ambt ich verrichten soll 

Mit Ein- und Aussgeben gar wol 

Die Cassa ich offt überschlag 

Und den Rest fleissig bei mir trag. 


Diesen beiden gegenüber sieht man den Kassentisch, 
an dem Geld gezahlt wird, und oberhalb den Tisch, an 
dem der Schreiber des Kapus arbeitet: 

aus dem Zornal ins Schuldbuch fein 

darzu ins Capus trag ich ein 

zur linken Hand den Debitor 

zur rechten ghört der Creditor 
heisst es hier. 

Vollends eine gemeinfassliche Lehre der doppelten 
Buchhaltung hat Jost Amman seiner figurenreichen 
Zeichnung als Rahmen beigegeben. Da wird das Wesen 
des Kassabuchs erklärt: 

Das Buch so man daryber helt 

Ist allain auf das Gelt gestellt 

Den Titel so man darzu firt 

Zur Linken der da gschriben wirt 

Cassa soll uns mit worten schlecht, 

Cassa solln wir kumbt auf die recht ..... 

Darumb gib acht, fleissig auf sich 

Debitor ist die Link Seyt gut 

Wie das Buch vor dir liegen thut 

Creditor ist dir auch jetzt klar... 

So da das Buch sichst offen gar... 

In einem Abschnitt mit der Ueberschrift!: „Wie es 
mit dem Einschreiben in das Cassabuch soll gehalten 
werden“ wird die Einrichtung des Kassabuchs beschrieben: 
„zwo Seyten wern dir für gestellt und also für ein Blatt 
gezelt, desgleichen auch sein numerirt“ hier seien alle 
Eingänge und Ausgaben mit dem Datum zu buchen: 

Dann wie du es einschreibst zumal 

Melts der Buchhalter im Zornal 

Mit mehr Umständ nachdem es wichtig . . 
Von dannen es auch weiter wird 

Ins Schuldbuch oder Capus gfirt. 

Sorgfalt in der Buchführung wird empfohlen, weil 
ja der Gegner eine Vergleiehung der Bücher verlangen 
könnte und der Rat erteilt 

Bist aber schuldig Gelt zu geben 

So magstu ein urkhund darneben, 

begern, wie dann der Brauch jetzund 
und diese sei zur gehörigen Post ins Kassabuch einzu- 
legen, Sache des Buchhalters sei es, bei Uebertragung der 
Post ins Journal auch den Rechnungsbeleg zu versorgen; 
dann folgt die Anweisung, wie Rechnung per Saldo ab- 
zuschliessen sei usw. 

Mit der Ausbreitung der Buchführung a la Veneziana 
drang auch die in Italien ausgebildete Lehre von der 
Beweiskraft der Handelsbücher in Deutschland ein. Sie 
fand um so leichter Eingang, als man hier — wie er- 
wähnt — durch die Bedürfnisse des Handels gedrängt, 
schon im Mittelalter mitunter zu äbnlichen Ergebnissen 
gelangt war. Die von den Glossatoren eingeleitete Lehre 
knüpfte an die Rechtsvermutung an, dass das eigene 
Interesse den Kaufmann zur gewissenhaften Führung 
seiner Bücher bestimmen müsse und sprach diesen unter 
gewissen Voraussetzungen so weit Glaubenswürdigkeit zu, 
dass ihre Angaben durch den Eid des Kaufmanns zum 
vollen Beweise ergänzt werden konnten. Seit der Re- 
zeption der fremden Rechte hielt man sich in Deutsch- 
land gleichfalls an diese in Italien entwickelten Grund- 
sätze so dass in der Frage über die Beweiskraft von 
Handelsbüchern — Abweichungen im einzelnen abgerechnet 
— im ganzen Uebereinstimmung herrschte. Es dürfte 
daher diesmal genügen, wenn ich mich darauf beschränke, 
den Gang der Entwicklung in Oesterreich darzustellen. 

Hier galt der gute Ruf des Kaufmanns als subjek- 
tives Erfordernis, als objektive hingegen wurden Voll- 
ständigkeit des Eintrags und Sorgfalt der Buchführung 
verlangt. In diesem Sinne wurde beispielsweise zu 
Wien schon 1572 in Kridafällen entschieden und 1592 
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durch den Wiener Professor Johann Bapt. Schwarzen- 
thaler mit Berufung auf die Glossatoren und Duarenus 
die Lehre verkündet, dass man mit ordentlich geführten 
Kaufmannsbüchern einen halben Beweis erbringen könne. 
Erst hundert Jahre später erfolgte in Oesterreich die 
gesetzliche Regelung dieser Frage durch ein im Codex 
Austriacus (I, 454) gedrucktes Patent K. Leopolds I. vom 
19. Mai 1693 und zwar, weil sich der Missbrauch 
herausgebildet hatte, dass „dasjenige, was durch die 
Rechtsgelehrten von denen Handelsbüchern statuirt, 
nemblichen, dass dieselben semiplenam” probationem 
machen und der Handelsmann ad juramentum zugelassen 
zu werden pflegtet, indistincte auf aller Kramer Bücher, 
ja sogar der Handwerksleut Auszügl extendiert wurde“ 
obwohl die Einklagung der angeblichen Forderungen oft 
erst nach Jahren erfolge. Es sei aber „ein grosses Ab- 
surdum . . dass der gleichen privatis annotationibus eben 
der Glauben beigemessen werden solle“ wie einem recht- 
mässigen Handelsbuch, das allen von den Rechtsgelehrten 
aufgestellten Anforderungen entspricht. Daher sollen 
vom kommenden 1. Juli an nur Bücher von Grosshänd- 
lern und Wechslern semiplenam probationem machen, 
sofern 1. der Handelsmann einen guten Ruf besitze, 
2. die Posten aus dem Strazzabuch und Journal „in 
das Handbuch entweder mit seiner eigenen‘Hand oder 
durch einen absonderliehen hierzu gehaltenen Complemen- 
tarium, Buchhalter oder andere hierzu erwählte Personen 
eingetragen und das Handelsbuch nicht von unterschied- 
lichen Händen zu einer Zeit geschrieben seye, 3. die 
data et accepta und in simili, 4. diem et annum in sich 
halte und die Personen denen und durch welche credi- 
tiert worden, specifiziere. 5. dass die in dasselbig ein- 
getragene Post ein zur Handlung, und in ein dergleichen 
Handelsbuch gehörige Sach, und nichts was zur Hand- 
lung nicht gehörig in ein solches Buch eingeschrieben seye“, 

Den Büchern der Kleinkaufleute und Handwerker 
wurde die Beweiskraft aberkannt, dagegen sollten ihre 
Rechnungsauszüge über geborgte Ware oder Arbeit, wenn 
sie die Unterschrift des Schuldners, hatten bei Gericht 
„pro liquido gehalten und auf Anrufen des Öreditoris 
darüber die Execution erteilt werden“, lasse jedoch der 
Gläubiger Jahr und Tag von Zeit der geborgten Ware 
oder gemachten Arbeit verstreichen, ohne die Unter- 
schrift des Schuldners einzuholen, so „solle auf der- 
gleichen Auszug der Kläger nicht ad juramentum supple- 
torium gelassen, sondern auf Widersprechen des Debitoris 
zur rechtlichen Prob seiner Klag angewiesen werden“. 
Weigere sich hingegen der Schuldner den ihm rechtzeitig 
vorgelegten Auszug zu unterschreiben, so sei der Gläu- 
biger, wenn er gehörigen Orts und binnen Jabr und Tag 
von der Entstehung der Schnld die Klage einbringe, 
„über seinen Auszug ad juramentum calumniae oder 
suppletorium zuzulassen. Deme folge auch schlüss- 
lichen in dergleichen Fällen die juramenta in animam 
defuncti abgestellet sein sollen“. 

Diese im Patent vom 19. Mai 1693 über die Be- 
weiskraft der Handelsbücher und Buchauszüge ausge- 
sprochenen Grundsätze blieben in Oesterreich bis zu den 
grossen Kodifikationsarbeiten in der 2. Hälfte des 18. Jahr- 
hunderts in Kraft, nur wurde von der Kaiserin Maria 
Theresia 1758 in der „neuverfassten Handlungs- und 
Fallitenordnung“ der Vorbehalt zugunsten der Gross- 
händler und Wechsler fallen gelassen und in Art. V 
der Grundsatz verkündet: „Die Handlungsbücher, sie 
mögen von im Grossen oder Kleinen handelnden Kauf- 
leuten gehalten werden, machen favore commercii auch 
für die Handlung eine halbständige Probe, welche wenn 
sie bey Gericht im Falle eines Widerspruchs vollkommen 
zu machen ist, ihre Vollkommenheit von dem Erfüllungs- 
eide des Kaufmanns erhalten muss. 


297 


Bücherbesprechungen. 


Zum Scheckrecht. Erörterungen über die Rechtslage des 

Schecks ausserhalb des Scheckgesetzes. Von Professor 

Dr. A. Langen, Privatdozent an der Universität Münster. 

Berlin, Carl Heymanns Verlag. 1910. 140 S. 

Ein mit Verständnis des geschäftlichen Verkehrs, aber 
doch vorwiegend für Juristen geschriebenes Buch. Der Ver- 
fasser hat sich eine Reihe scheckrechtlicher Fragen allgemeiner 
Natur, die im Scheckgesetze selbst nicht unmittelbar geregelt 
siod, als Stoff gewählt, den er in 6 Kapitel eingeteilt hat. 
Deren letztes, das über die Hälfte- des Buches einnimmt, be- 
fasst sich mit der Anwendbarkeit wechselrechtlicher Vor- 
schriften auf den Scheck. Die übrigen 5 Kapitel, die, ebenso 
wie das sechste, wieder in Paragraphen eingeteilt sind, be- 
handeln 1. die Tragweite des Scheckgesetzes, wobei den 
Schecks im Sinne dieses Gesetzes als sog. unechte Schecks 
die des bisherigen Rechts gegentibergestellt werden, die den 
wesentlichen Vorschriften des Gesetzes nicht entsprechen, 
2. Begriff und Rechtslage des unechten Schecks, 3. die Klage 
aus dem dem Scheck zugrunde liegenden Rechtsgeschäft und 
die Bereicherungsklage, 4. unmittelbare Ansprüche des Scheck- 
inhabers gegen den Bezogenen und 5. Schadenersatzansprüche 
des Scheckinhabers bei Nichteinlösung des Schecks. Um aus 
dem reichhaltigen Inhalt einiges herauszugreifen, sei erwähnt, 
dass der Verfasser im ersten Kapitel neben den oft schon er- 
örterten Fragen der Rechtsstellung der Schecks, die unter 
Missachtung der sog. passiven Scheckfähigkeit gezogen sind, 
wie auch ihrer stempelrechtlichen Stellung das Verhältnis der 
Postscheckordnung zum Scheckgesetze sowie die ausserhalb 
des Scheckgesetzes (weil nicht auf eine bestimmte Geldsumme 
lautend) stehenden Bffektenschecks behandelt. Aus dem 
zweiten Kapitel ist der m. E. nicht erfolgreiche Versuch der 
Abgrenzung des unechten Schecks, dessen Gebilde der Ver- 
fasser dem Leser nicht recht klar vor Augen zu stellen vermag, 
von der Anweisung zu erwähnen, wobei” er auf die ver- 
schiedenen vor Erlass des Scheckgesetzes aufgestellten, jetzt 
nur noch rechtsgeschichtlichen Wert besitzenden Schecktheorien 
eingeht. Im dritten Kapitel tritt L. der früher namentlich 
von v. ÖOanstein lebhaft bekämpften, aber nach den An- 
schanungen des Verkehrs wohl allein berechtigten Auffassung 
bei, dass Hingabe und Annahme von Schecks in der Regel 
zahlungshalber und nicht an Zahlungsstatt erfolgt, und der 
Nehmer des Schecks, ohne daher seinen ursprünglichen An- 
spruch zu verlieren, die Verpflichtung übernimmt, zunächst 
seine Befriedigung aus dem Papiere, und zwar in der durch 
das Gesetz vorgeschriebenen Weise, zu suchen, Im Anschlusse 
hieran erörtert er dann die Frage, wie sich der Rückgriff auf 
die ursprüngliche Forderung gestaltet, wenn die Nichteinlösung 
des Schecks durch Nichtbeobachtung jener Vorschriften ver- 
schuldet oder doch mitverschuldet ist, ob in solchem Falle der 
Rückgriff verwirkt oder statt dessen eine Schadensersatz- 
forderung für den Aussteller oder Begebenden ausgelöst wird, 
wobei bemerkt werden darf, wie er mit Recht darauf hinweist, 
dass bei der im Gegensatz hierzu im Scheckgesetze geregelten 
Bereicherungsklage im Gesetze nur ein Anspruch gegen den 
Aussteller, nicht aber gegen spätere den Scheck Begebende, 
Indossanten, gewährt ist. Im vierten Kapitel sucht er, davon 
ausgehend, dass die unmittelbare Klage des Inhabers gegen 
die Bezogenen, wie sie in den lintwürfen enthalten war, vom 
Gesetze verworfen worden ist, Fälle aufzustellen, in denen 
trotzdem eine solche unmittelbare Verpflichtung entstehen soll, 
Lerartige Fälle werden im Verkehr, wie der Verfasser übrigens 
nicht verkennt, kaum oder doch äusserst selten vorkommen. 
Wenn er es trotz des $ 10, der einen auf den Scheck gesetzten 
Annahmovermerk als nicht geschrieben ansieht, als möglich 
hinstellt, dass das Verhalten des Annehmenden als die Merk- 
male unerlaubter Handlungen aufweisend oder als die Er- 
klärung enthaltend, auch unabhängig und neben dem Ver- 
merke, für die Einlösung haften zu wollen, angesehen werden 
könne, oder dass die Annahme, mündlich oder in besonderer 
Urkunde geschehen, Wirkungen äussern könne, so wird der 
Verfasser hierfür kauın auf Zustimmung rechnen können. 

Immerhin bietet das Buch dem, der an der Entwicklung des 
Scheckrechts Anteil nimmt, manche Anregung, insbesondere er- 
scheint die m. W.hier zum ersten Male durchgeführte Vergleichung 
des Schecks ınit den einzelnen Bestiminungen der Wechselord- 


nung recht verdienstvoll. Reichsgerichtsrat Simonson, Leipzig. 


Dr. Jos. Henggeler. Beiträge zur Lehre vom Börsenstraf- 
recht. Aarau, Verlag von H. R. Sauerländer & Co. 
1909. 126 S. 

Der Verfasser gibt im ersten Teil der vorliegenden Arbeit, 
anscheinend einer Dissertation, einen Ueberblick über die inter- 
nationale Gestaltung des Börsenstrafrechts mit besonderer Be- 
rücksichtigung der Schweiz. Er erörtert unter eingehender 
Mitteilung der Entstehungsgeschichte die Strafbestimmungen 
des Züricher Gesetzes vom 31. Mai 1896 über den börsen- 
mässigen Verkehr in Wertpapieren sowie des einschlägigen 
Baseler Gesetzes vom 8. April 1897 (Titel nicht mitgeteilt) 
und schildert sodann die wiederholten und noch nicht er- 
ledigten Versuche der Eidgenossenschaft, die Materie im Wege 
der bundesstaatlichen Gesetzgebung zu regeln; es folgen 
einige Mitteilungen über das deutsche, österreichische und 
französische Recht. Im zweiten Teil gibt der Verfasser eine 
dogmatische Verarbeitung der von ihm mitgeteilten Bestim- 
mungen einschliesslich derjenigen der Eutwürfe. Er unter- 
scheidet zwischen den Abschlussverboten, die dadurch charak- 
terisiert sind, dass gewissen Personenkategorien der Abschluss 
von Börsengeschäften ein für allemal strafrechtlich untersagt 
ist, und den Strafbestimmungen gegen Ausbeutung und Ver- 
leitung (vgl. § 94 des deutschen Börsengesetzes). 

Die Schrift bringt schätzenswertes Material über das 
schweizerische Recht und dürfte sich als wertvoller Beitrag zu 
den Vorarbeiten der im Flusse befindlichen eidgenössischen 
Gesetzgebung erweisen. In dogmatischer Beziehung bietet, die 
Schrift dagegen nur wenig, es fehlt der rechte Zusammen- 
hang mit dem praktischen Leben; auch die Literatur hätte 
eingehendır berücksichtigt werden können. Speziell von dem 
deutschen Börsengesetz hat der Verfasser überhaupt nur den 
jetzigen $ 94 behandelt, ohne jedoch auch hier zu nennens- 
werten neuen Ergebnissen zu gelangen. 

Rechtsanwalt Dr. Arthur Nussbaum, Berlin. 


Gerichtliche Entscheidungen. 


l. Bürgerliches Recht. 


I. Zu §§ 670, 157 BGB. 
Ist eine Bank von einem Kunden beauftragt, 


Duplikutfrachthriefe, die ein bestimmter Dritter ihr 
präsentieren werde, einzulösen, so ist sie berechtigt, 
an diesen Dritten Zahlung zu leisten, wenn Form 
und Inhalt der Urkunden zu Beanstandungen keinen 
Anlass bieten; die Gefahr einer Fälschung der Ur- 
kunden durch den Präsentanten ist grundsätzlich 
vom Anftraggeber zu tragen. 

Urteil des Reichsgerichts, VI. Ziv.-Sen. vom 10. Januar 1910 
(Warneyers Jahrh. 1910, S. 112). 

Die Klägerin hat am 29. November 1907 mit einem ihr 
unbekannten Manne, der sich ihr als Fr. W. aus G. vorstellte, 
ein Geschäft abgeschlossen, wonach der letztere ihr Kohlen 
und Würfelkoks zu bestimmten Preisen, Kasse gegen Duplikat- 
frachtbriefe, liefern sollte, mit der Beredung, die Zahlung solle 
durch das Bankgeschäft des Beklagten, mit dem der angebliche 
W. in Geschäftsverbindung zu stehen vorgab, erfolgen. Sie 
ersuchte demzufolge den Beklagten, indem sie ihm 5000 M. 
überweisen liess, mit Schreiben vom 3. Dezember 1907 „Du- 
plikatfrachtbriefe“ von Herrn F. W., Glatz, an ihre Adresse in 
W. über Kohle auf Basis des Preises von 145 Pf. per 100 kg, 
Würfelkoks auf Basis des Preises von 275 Pf. per 100 kg ein- 
lösen zu wollen. Der Beklagte hat hierauf aın 6. und 7. De- 
zember 1907 von dem angeblichen W. 9 und 6 Duplikatfracht- 
hriefe gegen Zahlung von 1977,85 M. und 2526.40 M. eingelöst. 
Es stellte sich dann aber heraus, dass diese Duplikatfrachtbriefe 
gefälscht, dass keine Kohlen an die Klägerin abgegangen 
waren und diese sich mit einem Betrüger eingelassen hatte, — 
Die Klägerin verlangt nun vom Beklagten die Rückerstattung 
der von ihm ausgelegten Beträge... . . 


Gründe: 


Die Klägerin hat ihren Anspruch in verschiedener Weise 
zu begründen versucht. Der Beklagte habe mit der Einlösung 
gefälschter Duplikatfrachtbriefe den von ihm übernommenen 
Auftrag gar nicht ausgeführt; die Klägerin habe durch ihre 
telegraphische und briefliche Weisung an den Beklagten vom 
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9. Dezember 1907 den Auftrag rechtzeitig gekündigt, demzu- 
folze habe der Beklagte die zuvor von der Klägerin ihm über- 
wiesenen 5000 M. herauszugeben. Der Beklagte habe durch 
Einlösung falscher Frachtbriefe ohne die erforderliche Prüfung 
fahrlässig gehandelt. In der Berufungsinstanz hat die Klägerin 
vorgebracht: es handle sich nicht um die Frage, ob der Be- 
klagte fahrlässig gehandelt habe, sondern darum, wen der von 
einem Betrüger verursachte Schaden treffe. Sie habe den 
Beklagten beauftragt, Zahlungen gegen Duplikatfrachtbriefe zu 
leisten und nur zur Ausführung dieses Auftrags 5000 M. über- 


wiesen. Ohne Vorbehalt habe der Beklagte den Auftrag an- 
genommen. Den so gestalteten Auftrag habe der Beklagte 


aber nicht ausgeführt, weil die Urkunden, gegen deren Vor- 
legung er Zahlung leistete, in Wahrheit nicht Duplikatfracht- 
briefe gewesen seien. 

Das Berufungsgericht geht in Uebereinstimmung mit dem 
ersten Richter davon aus, dass der zwischen den Parteien 
geschlossene Vertrag sich als ein Werkvertrag, der eine Ge- 
schäftsbesorgung zum Gegenstande habe, darstelle un auf den 
also nach $ 675 BGB. die Vorschriften über den Auftrag ent- 
sprechende Anwendung fänden. Den ihm von der Klägerin 
mit dem Schreiben vom 3. Dezember 1907 erteilten Auftrag 
habe der Beklagte ausgeführt. Der Auftrag habe nach der 
Verkehrssitte nur so verstanden werden können, dass die Zahlung 
an den Präsentanten der Duplikatfrachtbriefe zu erfolgen hatte, 
wenn deren Form und Inhalt zu Beanstandungen keinen Anlass 
boten. Dies sei der Fall gewesen. Die fraglichen Duplikat- 
frachtbriefe hätten, wie der Augenschein zeige und der Sach- 
verständige Spediteur M. überzeugen« bestätigt habe, nicht «das 
geringste Verdächtige geboten, so dass der Beklagte sie ohne 
Fahrlässigkeit für echt halten konnte und sich zu ihrer Fin- 
lösung für verpflichtet halten durfte. Er habe daher den daraus, 
dass die Duplikatfrachtbriefe auf das geschickteste gefälscht 
waren, erwachsenen Schaden nach $ 670 BGB. nicht zu tragen. 
Die Persönlichkeit des Präsentanten zu prüfen, sei der Beklagte 
nicht verpflichtet gewesen. Die Klägerin selbst stehe auf (lem 
Standpunkte, dass der Name dieses Mannes unerheblich ge- 
wesen sei. Die Prüfung der Echtheit der Duplikatfrachtbriefe 
sei dem Beklagten nicht angesonnen gewesen, sie habe sich 
auch nicht von selbst verstanden, sondern der Beklagte habe 
seiner Pflicht genügt, wenn er die Dokumente auf ihre Forn 
prüfte. Das habe er getan. Nicht der Beklagte, sondern die 
Klägerin sei die Betrogene, die mit einem ihr unbekannten 
Kontrahenten ein so bedeutendes Geschäft geschlossen habe, 
ohne Erkundigungen über ihn einzuziehen und die Zahlung 
des Geldes lediglich von der Vorweisung von Duplikatfracht- 
briefen abhängig gemacht habe, ohne dem Beklagten die Prüfung 
der Echtheit noch besonders aufzuerlegen. 

Die Revision rügt Verletzung (der $$ 157, 670 BGB. und 
mangelnde Begründung. Der Anspruch des Beklagten auf 
Erstattung der ihn entstandenen Aufwendungen hänge davon 
ab, dass er solche zum Zwecke der Ausführung des Auftrags 
gemacht habe. Das sei nicht der Full, weil der Auftrag darin 
bestanden habe, Zahlun® gegen echte Frachtbriefduplikate zu 
leisten, während er Zahlung gegen wertlose l'alsifikate geleistet 
habe. Damit versage sein Anspruch, und sei der Anspruch 
der Klägerin auf Rückerstattung begründet, ohne dass es auf 
die Frage eines Verschuldens ankäme. Ganz verfehlt sei es, 
wenn der Berufungsrichter der Klägerin einen Vorwurf daraus 
machen wolle, dass sie sich mit einem unbekannten Kontra- 
henten in ein bedeutendes Geschäft eingelassen, und dass sie 
dem Beklagten die Prüfung der Echtheit der Urkunden nicht 
ausdrücklich aufgetragen habe. Diese letztere Verpflichtung 
bestehe für den Bankier von selbst; er bekomme dafür und 
für Uebernahme des mit der Geschäftsführung verbundenen 
Risikos seine Provision. Möge die Provision im einzelnen 
Falle auch nur gering sein, so finde doch der Bankier das 
Entgelt für das übernommene Risiko durch seinen (keschäfts- 
gewian im ganzen. Im übrigen habe die Klägerin durch Bin- 
gehung des Geschäfts mit einem unbekannten Kontrahenten 
kein Risiko übernommen; das sei durch die Geschäftsbedin- 
gungen ausgeschlossen gewesen; diese würden ohne Dazwischen- 
treten einer Fälschung die nötige Garantie durchaus geboten 
haben. Der Schaden zufolge des Betruges sei nicht schon mit 
den Verfügungen der Klägerin, sondern erst mit der Zahlungs- 
leistung des Beklagten eingetreten. Die Anführung des Be- 
rufungsurteils über eine Verkehrssitte entbehre jeder Grund- 
lage. — Diese Angriffe konnten keinen Erfolg haben. 


Die Beurteilung des zwischen den Parteien abgeschlossenen 
Vertrages als eines „Werkvertrages“ im Sinne von § 675 BGB. 
ist nicht zu beanstanden. Das vom Beklagten zu hesorgende 
Geschäft war die Abwickelung der Zahlungsleistungfür Rechnung 
der Klägerin an. deren Vertragsgegner gemäß den von der 
Klägerin vorgeschriebenen Bedingungen -— wofür dann der 
Beklagte die übliche Provision zu beanspruchen hatte. Es ist 
weiter an sich richtig, dass zufolge der genannten Gesetzes- 
vorschrift auch diejenige des $ 670 BGB. hier entsprechende 
Anwendung findet (vgl hierzu. Oertinann, Recht der Schuld- 
verhältnisse, § 675 Anm. 2a Schl. S 714). Indes würde die 
Auszahlung der fraglichen Gelder durch den Beklagten wohl 
nicht als eine von ihm aus eigenen Mitteln gemachte Auf- 
wendung in Betracht kommen, sofern er die Zahlungen eben 
mit den ihm von der Klägerin überwiesenen 5000 M., also 
wenngleich formalrechtlich aus ihm selbsbgehörigen Gelde, so 
doch sachlich aus den ihm von der Klägerin hierfür zur Ver- 
fügung gestellten Mitteln geleistet hat, Pür die Begründung 
des Klaganspruchs sind zunächst die $$ 666, 667 massgebend, 
wobei, soweit es streitig ist, die Klägerin den Inhalt des er- 
teilten Auftrages darzulegen, der Beklagte alsdann nachzuweisen 
hätte, daß er das Geschäft auftragsgemäss besorgt habe. — 
Was nun den Inhalt der vom Beklagten übernommenen Ge- 
schäftsbesorgung und demgemäss seiner Vertragspflicht anlangt, 
so ist angesichts der Gestaltung des vorliegenden konkreten 
Falles in der Auffassung des Berilungsgerichts ein Rechtsirrtiun 
nicht zu finden. Weder der Wortlaut des den Auftrag ent- 
haltenden Schreibens der Klägerin vom 8, Dezember 1907, noch 
die gewerbliche Stellung des Beklagten als Bankier, noch auch 
die sonstigen Umstände des Falles nötigen zu der Annahme, 
dass der Beklagte die Verpflichtung eingegangen sei, schlechthin 
nur gegen (objektiv) echte Dokumente Zahlung zu leisten, dass 
deshalb der Auftrag „Duplikatfrachtbriefe“ von dem angeblichen 
F. W. „einzulösen“, unbedingt als gar nicht ausgeführt gelten 
musste, wofern die Urkunden, gegen deren Ausfolgung gezahlt 


wurde, sich hinterher als gefälscht erwiesen. Wenn der 
Berufungsrichter — auch hierin übereinstimmend mit der 
Kammer für Handelssachen des Landgerichts — den Vertrag 


der Parteien dahin auslegt, dem Beklagten habe in Ansehung 
der Frachthriefe nur die Prüfung der formellen Richtigkeit ob- 
gelegen, so verstösst er damit auch nicht gegen $ 157 BGB, 
den er vielmehr zur Anwendung bringt. Der in diesem Sinne 
zu verstehentde Hinweis auf „die Verkehrssitte“ wird zu Uurecht 
von der Revision mit der Rüge ungenügender Begründung 
bemängelt. Sie beruft sich auf eine gegenteilige Verkehrssitte 
im Bankverkehr. Schon in den Vorinstanzen hat die Klägerin 
geltend gemacht, dass die Sachlage vorwiegend dieselbe sei, 
wie in dem Falle, wo der Bankier gegen gefülschte Quittungen 
usw. bezahle. Das Berufungsgericht verwirft diesen Pinwand 
mit dem Bemerken, dass bei der Binlösung falscher Quittungen 
die Leistung ohne Vorhandensein eines wirklichen ‚Auftrages 
erfolge, während hier der Kinlösungsauftrag von der Klägerin 
tatsächlich gegeben und nur die eingelösten Urkunden falsch 
gewesen seien, was der Beklagte ohne jedes Verschulden 
nicht erkannt habe. Diese Erwägung mag insofern nicht ganz 
zutreffen, als sich auch bei einer (Juittung Pale denken lassen, 
wo dem Bankier vorgängig eine ähnliche Weisung erteilt 
ist; aber sie ist doch in dem Sinne richtig: Hier war (lem Be- 
klagten von der Klägerin der Auftrag erteilt, einer bestimmten, 
nach dem (angeblichen) Namen und Wohnort gekennzeichneten 
Person gegen Uebergabe der nach Art und Inhalt bezeichneten 
Urkunden Zahlung zu leisten; und zwar aus einem zu diesem 
Behufe dem Beklagten durch die Klägerin überwiesenen Geld- 
betrage und unter Umständen, die den Beklagten zu der 
Voraussetzung bereehtigen konnten, dass die Klägerin sich 
eine Gewähr über die Persönlichkeit ihres Kontrahenten, soweit 
sie eine solche etwa für erforderlich hielt, ihrerseits verschafft 
haben werde. (Von dem unwalhren Vorbringen des angeblichen 
W., dass er mit dem Beklagten in Geschäftsverbindung stehe, 
hat der Beklagte erst nachträglich durch das Schreiben vom 
9. Dezember 1907 von der Klägerin Mitteilung erhalten.) Bei 
einem so gearteten Auftrage aber darf in der Tat angenommen 
werden, dass das Zahlungsgeschäft, mit «essen Vermittelung 
der Beklagte betraut wurde, auf Rechnung und Gefahr der 
Auftraggeberin gehen sollte; vorbehaltlich allerdings der Ver- 
pflichtung des Beklagten, mit der Sorgfalt cines ordentlichen 
Bankiers die ihm vorgewiesenen Dokumente bezüglich dər 
äusseren Form und des Inhalts zu prüfen. Der Fall unter- 
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scheidet sich immerhin erheblich von den seitens der Klägerin 
angeführten Fällen, in denen die Gefahr einer Fälschung von 
Quittungen, Schecks oder Umschreibungsanweisungen (so z. B. 
RGZ. 56, 411 ff. Nr. 100) den Bankier trifft. Es kommt hier 
eben auf die rechtliche Natur und die konkrete Beschaffenheit 
des Rechtsverhältnisses an (vgl. übrigens Könige in Gruchots 
Beitr. 52, 287 unten). 

Von einer Fahrlässigkeit des Beklagten bei Ausführung des 
Geschäftes kann nach den Feststellungen der Vorinstanzen 
keine Rede sein. Ob auch die Klägerin von jedem Verschulden 
freizusprechen wäre, mag «lahinstehen. Mit der von der 
Revision angefochtenen Erwägung am Sehlusse der Urteils- 
gründe will das Berufungsgericht wohl nur darlegen, dass die 
Klägerin, wenn sie sich bei Eingehung des Geschäfts und 
Erteilung des Zuhlungsauftrages nicht besser vorsah, auf ihre 
Gefahr gehandelt habe. Ein Schadensersatzanspruch des einen 
oder des anderen Teiles kommt nicht in Frage. Es kann auch 
unerörtert hleiben, ob der Beklagte, wofern er der Geschädigte 
wäre, von der Klägerin nach Mandatsgrundsätzen Ersatz des 
ihm bei Ausführung des Auftrags zugestossenen Schadens 
verlangen dürfte. Sollten aber die vom Beklagten an den 
angeblichen W. geleisteten Zahlungen als „Aufwendungen“ 
zu betrachten sein, dann wäre dem Berufungsgericht darin 
Recht zu geben, dass der Beklagte hierfür Ersatz beanspruchen 
kann, weil er diese Aufwendungen „den Umständen nach für 
erforderlich halten durfte“ (BGB. $ 670). — Den Gesichtspunkt, 
dass der Beklagte in der ihm zukommenıilen Provision eine 
Art von Risikoprämie für die Gefahr derartiger Verluste erlangt 
hätte, ist von der Klägerin früher nicht aufgestellt worden 
und würde sich auch schon im Hinblick auf den Betrag dieser 
Provision und die Besonderheit des gegenwärtigen Falles nicht 
begründen lassen.‘ 


II. Handelsrecht. 


I. Zu §§ 185, 211, 300 HGB., 138 BGB. 

Schaffung von Vorzugsaktien durch Statuten- 
änderung. 

Verfügungsrecht der Aktiengesellschaft über 
den jährlichen Reingewinn und die Liuuidations- 
quote des freien Aktivvermögens. 

Urteil des Reichsgerichts, I. Ziv.-Sen. vom 6. April 1910 
Rep. I 145, 091) 

— 

Tatbestand, 


Die Generalversammlung der beklagten Aktiengesellschaft 
vom 19. März 1908 hat folgenden Beschluss gefasst: 

„Denjenigen Inhabern der zurzeit ausgegebenen Aktien im 
Nennwerte von insgesamt 6000000 M., welche innerhalb der 
vom Aufsichtsrat in den Gesellschaftsblättern bekanntgegebenen 
Frist von mindestens 3 Wochen ihre Aktien einreichen und 
zugleich mit dieser Einreichung eine Barzahlung von 40 pCt 
des Nennbetrages auf jede Aktie leisten, sollen ihre bisherigen 
Aktien in Vorzugsaktien umgewandelt werden. Die Inhaber 
der Vorzugsaktien sollen — und zwar schon für das am 1. Ja- 
nuar 1908 beginnende Geschäftsjahr — aus dem nach Do- 
tierung des gesetzlichen Raservefonds und nach Abzug der 
zur Bildung oder Verstärkung von Rücklagen bestimmten Be- 
träge eine Dividende bis zu 6 pÜt. erhalten. Der nach Zah- 
lung dieser Dividende verbleibende Reingewinn wird gleich- 
mässig auf sämtliche Aktien verteilt, Wenn aber in einem 
Jahre der Gewinn nicht zur Zahlung der 6pÜt. an die Inhaber 
der Vorzugsaktien ausreicht, so erfolgt die Nachzahlung des 
fehlenden Betrages — jedoch ohne Zuschlag von Zinsen — 
aus dem Reingewinn späterer Jahre, der übrig bleibt, nachdem 
die Vorzugsaktien für das Bilanzjahr eine Dividende von 6 pCt. 
erhalten haben. 

Die Nachzahlung erfolgt nur auf den Dividendenschein 
desjenigen Jahres, dessen Bilanz den nachzuzahlenden Betrag 
aufweist. 

Im Falle der Auflösung der Gesellschaft sind zuerst die 
Vorzugsaktien mit 140 pÜt. auszuzahlen. Erst nach dieser 
Zahlung erhalten die Inhaber der übrigen Aktien den Nenn- 
wert derselben. Ein etwa vorhandener Ueberschuss wird auf 
sämtliche Aktien nach Verhältnis des Nennwertes verteilt.“ 

Der Kläger hat als Aktionär an dieser Generalversammlung 


Ah Mitgeteilt von Herrn Reichsgerichtsrat Dr. Düringer, Leipzig. 


teilgenommen und behauptet, dass er gegen vorstehenden Be- 
schluss rechtzeitig Widerspruch zu Protokoll erklärt habe. Er 
behauptet, dass ein derartiger Beschluss, welcher gegen den 
Grundsatz der Gleichberechtigung der Aktionäre und gegen 
§ 211 HGB. verstosse, nicht mit Majorität gefasst werden 
könne. Er hat mit der Klage beantragt, den Beschluss für 
ungültig zu erklären und aufzuheben. Die Beklagte hat Ab- 
weisung der Klage beantragt. Sie behauptet, dass Kläger 
seinen Widerspruch erst nach Schluss der Generalversammlung 
erklärt habe. Uebrigens komme es hierauf nicht entscheidend 
an, da der Beschluss gültig durch die Majorität habe gefasst 
werden können. Der Kläger hat Zeugenbeweis dafür ange- 
treten, dass er seinen Widerspruch rechtzeitig erklärt habe. 
Das Königliche Landgericht I Berlin (7. Kammer für Handels- 
sachen) hat durch Urteil vom 11. Mai 1908 die Klage abge- 
wiesen, weil es annahm, dass der gefasste Beschluss als Ma- 
joritätsbeschluss rechtsgültig sei. Das Kammergericht in 
Berlin (V. Ziv.-Sen.) hat durch Urteil vom 6. Februar 1909 die 
vom Kläger eingelegte Berufung zurückgewiesen. Mit der 
Revision beantragt Kläger, unter Aufhebung des kammer- 
gerichtlichen Urteils nach seinem in der Berufungsinstanz ge- 
stellten Antrage zu erkennen. Die Beklagte hat um Zurück- 
weisung der Revision gebeten. 
Entscheidungsgründe. 

Die Revision macht geltend, der angefochte Generalver- 
sammlungsbeschluss. und das Erkenntnis des Kammergerichts, 
welches seine Gültigkeit anerkenne, verstosse gegen die S$ 186, 
211, 300 HGB., $ 138 BGB. Er verletze das unentziehbare 
Sonderrecht der Aktionäre auf die Liquidationsquote, den 
Grundsatz der Gleichheit der Aktionäre und der Begrenzung 
ihrer Leistungspflicht; er mute den nicht zuzahlenden Ak- 
tionären die Ungeheuerlichkeit zu, dass sie mit ihrem Aktien- 
vermögen den zuzahlenden Aktionären auch in Höhe des 
Nennwerts von deren bisherigen Aktien Garantie leisten. 

Der Standpunkt der Revision erscheint nicht begründet. 
Dass die Schaffung von Vorzugsaktien, also Aktien, die mit 
gewissen Vorrechten ausgestattet sind, nicht nur im ursprüng- 
lichen Gesellschaftsvertrag sondern auch im Wege der Statuten- 
änderung möglich ist, hat das Reichsgericht wiederholt ausge- 
sprochen (vgl. insbesondere Reichsgerichts-Entscheidungen in 
Zivilsachen (Bd, 52 S. 287, Bd. 68 S. 235); die Revision will 
dies auch nicht beanstanden. Ihre Auffassung, dass die den 
Vorzugsaktionären im vorliegenden Falle eingeräumten Vor- 
rechte gegen Grundsätze des Aktienrechts oder allgemein gegen 
die guten Sitten verstossen, ist nicht zutreffend. Den Aktien- 
gesellschaften steht es frei, über den jährlich erzielten Rein- 
gewinn, sowie für den Fall der Liquidation über das freie 
Aktivvermögen Verfügung zu treffen. Dies ist im vorliegenden 
Falle in gesetzlich zulässiger Weise geschehen (vgl. Reichs- 
gerichts-Entscheidungen in Zivilsachen Bd. 68 S. 238 ff.). 
Sonderrechte von Aktionären sind dabei nicht berührt und der 
Grundsatz der Gleichheit ist dadurch gewahrt, dass es jedem 
Aktionär freistand, sich durch Zuzahlung von 40 pÜt. die Vor- 
teile zu verschaffen, welche die Aktiengesellschaft in gesetz- 
lich zulässiger Weise denjenigen ihrer Mitglieder zugesteht, 
die ihr jene Zuzahlung gewähren. Dass die zugestandene Be- 
vorzugung ausser Verhältnis zu der Leistung der zuzahlenden 
Aktionäre stehe und insofern gegen die guten Sitten verstosse, 
ist nicht zuzugeben. Die 140 pCt., welche die Vorzugsaktionäre 
im Falle der Auflösung der Gesellschaft im voraus aus der 
Liquidationsmasse — natürlich unter Wahrung des Grundsatzes 
des § 300, wonach nur das nach Berichtigung der Schulden 
verbleibende Vermögen verteilt werden darf — erhalten, ent- 
spricht dem Betrage ihrer auf das Grundkapital gemachten 
Einzahlungen. Dass durch die Gewährung von Vorteilen an 
die Vorzugsaktionäre insofern ein gewisser indirekter Zwang 
ausgeübt wird, als die Bevorzugung auf Kosten derjenigen ge- 
schieht, die von der Möglichkeit des Erwerbs der Vorzugs- 
aktien keinen Gebrauch machen, ist nicht zu leugnen. Dies 
ist aber keine Besonderheit des vorliegenden Falles, liegt viel- 
mehr regelmässig vor, wenn die Gesellschaft im Wege der 
Statutenänderung Vorzugsaktien schafft. Die schon oben be- 
rührte Zulässigkeit dieser Massregel folgt aus 8 262 Nr. 8 
HGB. und wird im Interesse der freien Eñtwicklung der Aktien- 
gesellschaften für notwendig erachtet. 

Hiernach war die eingelegte Revision als unbegründet 
zurückzuweisen und hinsichtlich der Kosten nach $ 97 ZPO. 
zu erkennen. 
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2. Zu §§ 271, 272 HGB. 

Notwendigkeit der Zustellung der Anfechtungs- 
klage des $ 271 HGB. auch an die Mitglieder des Auf- 
sichtsrats binnen Monatsfrist. 

Urteil des Reichsgerichts, I. Ziv.-Sen. vom 23. März 1910, 

130, 09 
Rep. L, =, h 
Tatbestand. 


Kläger behauptet, Aktionär der Beklagten mit 10 Stamm- 
aktien zu sein, und beantragt, einen in der Generalversamm- 
lung vom 3, Juni 1908 gefassten Beschluss, wonach die noch 
vorhandenen 13 Stammaktien in Vorzugsaktien umgewandelt 
wurden, wegen Verletzung des Gesetzes für ungültig zu er- 
klären, Er hat in der Generalversammlung gegen den Be- 
schluss Widerspruch zu Protokoll erklärt und die Anfechtungs- 
klage binnen Monatsfrist, nämlich am 30. Juni dem Vorstande 
zugestellt. Die Zustellung an den Aufsichtsrat ist jedoch erst 
in der Zeit vom 28.—30. Oktober 1908 erfolgt. Die zweite 
Kammer für Handelssachen des Königlichen Landgerichts in 
Hannover hat durch Urteil vom 12. November 1908 die Klage 
gemäss HGB. $ 271 Abs. 2 und $ 272 Abs. 1 Satz 2 als un- 
zulässig kostenpflichtig abgewiesen. Die Berufung des Klägers 
wurde durch Urteil des vierten Zivilsenats des Königlichen 
Oberlandesgerichts in Celle vom 10. Februar 1909 kostenpflichtig 
zurückgewiesen. 

Kläger beantragt mit der Revision, unter Aufhebung dieser 
Urteile der Klage stattzugeben. Beklagte beantragt Zurück- 
weisung der Revision, 

Entscheidungsgründe. 

Die Revision ist nicht begründet. 

Erhoben ist die Anfechtungsklage aus $ 271 HGB., für 
die ebenso wie für die Klage aus $ 51 des Genossenschafts- 
gesetzes die Zustellung an Vorstand und Aufsichtsrat erforder- 
lich ist. Dies ist vom Reichsgericht von jeher in zahlreichen 
Entscheidungen angenommen worden. 

E., 14, 142; 66, 38. Bolze, 21 Nr. 664. Holdheim, 

1895, 119; 1897, 27; 1906, 312. J. W. 1891, 14; 1895, 27; 

1901, 482; 1908, 350. 

Der Rechtssatz ist in mehreren dieser Entscheidungen, 
wie auch in Urteilen des Oberlandesgerichts Rostock, 

Seuffert Archiv, 48 Nr. 104 und 50 Nr. 199, 
und in der Literatur, 

z. B. Alexander in Goldschmidts Zschr. 40 S. 115 
eingehend begründet worden und wird jetzt, soweit ersichtlich, 
allgemein anerkannt. 

Gaupp-Stein ZPO. zu $ 171, Nr. II. 

Irgend beachtliche Gegengründe hat die Revision nicht 
beigebracht. Da die Klage nach $ 271 Abs. 2 binnen Monats- 
frist erhoben werden muss, so ist es selbstverständlich, dass 
auch die Zustellung an den Aufsichtsrat in dieser Frist zu 
erfolgen hat. Die gegenteilige Aunahme würde dem Zwecke 
des Gesetzes, Kollusion zu verhüten und tunlichst bald Ge- 
wissheit über die Gültigkeit des Beschlusses zu schaffen, 
durchaus nicht entsprechen. Mit der in der Revisionsinstanz 
neu vorgebrachten Klagebegründung kann der Kläger nicht 
gehört werden; einmal weil damit eine neue Tatsache, Ver- 
letzung eines Sonderrechts, behauptet wird; sodann weil eine 
auf Verletzung eines Sonderrechts gestützte Klage in dieser 
Instanz nur bei Vorhandensein der Revisionssumme verfolgt 
werden könnte, welche in keiner Weise glaubhaft gemacht ist. 

3. Zu Art. i5 des Postpaket-Vertrages vom 26. Mai 1906 
(RGBl. 1907 S. 672—699). 

Nach dem Postpaketvertrage haftet die Postver- 
waltung des Aufgabeorts dem Absender eines nach 
dem ausländischen Vereinsgebiet versandten Post- 
pakets für dessen Verlust oder Beschädigung, es sei 
denn, dass der Schaden durch höhere Gewalt, durch 
eigene Schuld des Absenders oder durch die Be- 
schaffenheit des Gutes entstanden ist Ob das Post- 
gut bereits die Grenze überschritten hatte und ob 
die Beschädigung während der Postbeförderung 
oder auf dem auswärtigen Zollamt erfolgt ist, ist 
gleichgültig. 

Urteil des OLG. Hamburg vom 2. Oktober 1909. 
G.-Ztg., Beibl. S. 18, Nr. 9. 


Hans. 


2, Mitgeteilt von Herrn Reichsgerichtsrat Dr. Düringer, Leipzig. 


Ill. Wechseirecht. 


Zu Art. 4, 23, 95 Weohsel0. 

Ein Wechsel, welcher auf „Herrn X. in Y. für den 
minderjährigen Sohn der Witwe Z.“ gezogen ist, ist 
wegen Unbestimmtheit der Bezeichnung des Be- 
zogenen ungültig, demzufolge auch das von X. (dem 
Bezogenen) auf den Wechsel gesetzte Akzept. 

Urteil des OLG. Kassel vom 18. November 
(OLGRspr. XX, S. 129). 
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Niederlassung deutscher Firmen in den 


Vereinigten Staaten von Amerika. 
Von Rechtsanwalt Dr. Paul Marcuse, Berlin. 


Die Frage, in welcher Weise die deutsche Firma ihre Ge- 
schäftsverbindungen mit dem Auslande einrichtet, ist nicht nur 
von dem Umfange und der Art des einzelnen Unternehmens 
abhängig, sondern auch von den Bestimmungen des aus- 
ländischen Rechts. Eine Kenntnis der einschlägigen Bestim- 
mungen des ausländischen Rechts ist daher für jeden, der aus- 
ländische Geschäftsbeziehungen hat, wertvollund wird manchem 
Schwierigkeiten und Kosten ersparen können. 

Wenn wir nun unternehmen, die einschlägigen Bestim- 
mungen eines der für Deutschland wichtigsten Länder, näm- 
lich der Vereinigten Staaten von Amerika, zu erörtern, so ist 
zunächst darauf aufmerksam zu machen, dass bekanntlich in 
den einzelnen Gliedstaaten das Recht, namentlich das Gesell- 
schafts- und Aktienrecht, voneinander verschieden ist, wenn 
auch in vielen Punkten eine Üebereinstimmung herrscht. In 
folgendem ist nur das Recht des wichtigsten Staates New York 
behandelt, und nur einzelne Bemerkungen beziehen sich auf 
Besonderheiten in New Jersey und Pennsylvania. In den 
Kreis der allgemeinen Erörterungen gehört ferner nicht das 
Bankrecht, da dieses Sonderbestimmungen unterworfen und somit 
getrennt darzustellen ist. 


Voraussetzung aller Erörterungen ist, dass die deutsche 
Firma in Amerika Geschäfte betreibt. Unter Betreibung des 
Geschäfts im Rechtssinne (to do business) versteht das 
amerikanische Recht einen dauernden Geschäftsbetrieb inner- 
halb der Staatsgrenzen. 

Ein solcher liegt nieht vor, wenn New York lediglich als 
Absatzgebiet für ein in Deutschland betriebenes Geschäft ist. 
Dies ist nicht Geschäftsbetrieb in New \ork, sondern zwischen- 
staatlicher Handel, dessen Freiheit von Abgaben und Kontrollen 
durch Bundesrecht gewährleistet ist Hierunter gehören zu- 
nächst alle diejenigen Fälle, ia denen sich der Geschäftsbetrieb 
mit dem Ausland nur darauf beschränkt, dass Waren von 
Deutschland nach Amerika versandt werden, selbst wenn 
Amerika Erfüllungsort oder Ort des Vertragsschlusses ist!), 
oder dass die deutsche Firma ein Bankkonto in New York 
unterhält und alle Zahlungen durch ein New Yorker Bankhaus 
gehen lässt?2). Zwischenstaatlicher Handel liegt auch vor, 
wenn die deutsche Firma Bestellungen durch Reisende auf- 
nehmen lässt?) oder die Waren an ein New Yorker Haus 
konsigniert werden, das an dem Gewinn anteilig beteiligt ist). 

Endlich ist auch in zahlreichen Entscheidungen festgelegt, 
dass selbst die Anstellung eines Agenten in New York die 
Geschäffftätigkeit nicht zu einer inländischen stempelt, selbst 
wenn dieser Agent ein Musterlager unterhält. Voraussetzung 
ist hier, dass der Agent nur seine Kommission erhält, nicht 
aber auf feste Bezüge angestellt ist’). 


t Mallon vs. Rothschild 38 Mise. 8. 

2| People ex rel. Southern Cotton Oil Co. vs. Roberts 25 App. 
Div. 13 ef. Mann, A., Treatise on the Law of foreign Business Cor- 
porations doing business in the State of New York. Albany 1906, 5. 20. 

2, Mann a. a 0. 8. 26. Hier schwankt «die Rechtsprechung cin 
wenig. Der Reisende mag seinen Wohnsitz in New York und ein 
Musterlager dort haben; gleichwohl ist cs noch zwisehenstaatlicher 
Handel. Geschäftstätigkeit in New York soll aber sein, wenn der 
Reisende wie es in Deutschland, aber nicht in Amerika, vielfach üblich 
ist, endgültig abschliesst, ohne dass die aufgenommenen Orders einer 
Bestätigung durch das Heimatshaus unterliegen. 

+, Brown Seed Co. vs. Richardson 53 Mise, 517. Vgl. Harrison, 
A Manuel of New York Corporation Law, New York 1909, 

5) Z. B. die Entscheidungen People ex rel Southern Cotton Oil Co. 


In allen diesen Fällen gilt die deutsche Firma als nicht 
innerhalb New Yorks bandel- oder gewerbetreibend. Bei Zu- 
stellungen wird sie innerhalb des Staatsgebietes nicht „ge- 
funden“ und untersteht dem amerikanischen Gesellschaftsrechte 
in keiner Weise. 

Zur Klage ist sie berechtigt, muss aber natürlich den von 
allen Nichtbürgern zu zahlenden Ausländervorschuss ent- 
richten. Nur so weitist die deutsche Firma dem amerikanischen 
Rechte unterworfen, als sie einen Anspruch vor Gericht nicht 
verfolgen kann, der gegen anerkannte Grundsätze dts ameri- 
kanischen Rechts verstösst (ähnlich Art. 30 EG. zum BGB.). 
Hiernach würde z. B. einem Anspruche auf Zahlung des 
Preises für ein Los oder einem Anspruche, dessen Durch- 
führung gegen das Antitrustgesetz verstossen würde, die An- 
erkennung, versagt werden. 

Sonst wird im allgemeinen von den amerikanischen Ge- 
richten bei Verträgen, deren Erfüllungsort Deutschland ist oder 
die nach Deutschland gravitieren, deutsches Recht angewandt, 
freilich nicht durchgängig. Die Frage, ob ein Vertrag zustande- 
gekommen ist, richtet sich nach deutschem Recht. Deutschem 
Recht wird aber die Anerkennung versagt, wenn es sich um 
sog. Rechtsbehelfe aus einem Vertrage handelt, Es kann 
sich z, B. der Beklagte vor einem amerikanischen Gericht nicht 
darauf berufen, dass bei einem Lieferungsvertrage mit dem 
Erfüllungsort Hamburg nach § 377 HGB. nicht recht- 
zeitig gerügt ist, oder dass der Anspruch verjährt ist, was 
namentlich für den Wandelungs- und Minderungsanspruch 
wichtig ist’). 

Solange also die deutsche Firma ihr Interesse in einer der 
vorerwähnten Formen genügend gewahrt sieht, ergeben sich 
Schwierigkeiten in keiner Weise. Anders liegt nun die Sache, 
wenn diese Arten der Interessenvertretung nicht mehr aus- 
reichend sind und die Vertretung in New York zu einer Nieder- 
lassung im Rechtssinne wird. 

Eine Niederlassung im Rechtssinne liegt nach den obigen 
Erörterungen nun nicht nur dann vor, wenn die Niederlassung 
als Zweigniederlassung oder Filiale bezeichnet oder angesehen 
wird, sondern auch schon dann, wenn die Firma einen „Ver- 
treter“ oder „Agenten“ in Amerika hat, sofern dieser gegen 
festes Gehalt angestellt ist, gleichgültig wiederum, ob die 
Firma selbst Geschäftsräume hat oder nicht. Zwar rechtlich 
nicht gänzlich, aber für den Begriff der Niederlassung uner- 
heblich ist es auch, ob der Vertreter als selbständiger Ge- 
schäftsmann oder als Angestellter der Firma auftritt. 

Die auf eine solche Niederlassung angewendeten Rechts- 
grundsätze sind nun verschieden, je nachdem die deutsche 
Firma Korporationsrechte hat oder nicht. 

Bei einer Firma ohne Korporationsrechte (Firma eines 
Einzelknufmannes, offenen Hundelsgesellschaft, Kommandit- 
gesellschaft) kommen im wesentlichen nur 2 Bestimmungen in 
Frage. 

1. Weicht der Name der Firma vor dem Namen des oder 
der Firmeninhaber ab, oder betreibt dor (selbständige) Ver- 
tretor das Geschäft unter dem Namen der Firma, muss die 
Firma beim County clerk angemeldet werden; sonst besteht 
ein Registerzwang im Staate New York nicht (§§ 20, 21 Ge- 
neral- and Special-Partnership-Law). 

2, Direkte Staats- und Komimunalabgaben hat die auslän- 
dische Firma genau so zu zahlen wie eine einheimische Firma, 
nur mit dem Unterschiede, dass die Steuern nieht von dem 
Gesamtbesitz, sondern nur von dem im Staate New York 
investierten Kapital zu entrichten sind ($ 7 Yax-Lawi. Welcher 
Betrag dies ist, ist nötigenfalls im Wege der Schätzung zu er- 
mitteln; einen Anhaltspunkt gibt wohl der auf den amerika- 
nischen Geschäftszweig entfallende Reingewinn. Für den 
Fall übrigens, dass die Firma nur einen (auf feste Bezüge an- 
gestellten) Vertreter oder Agenten unterhält, dessen Hauptauf- 
gabe ist, Orders anzunehmen, die von dem Hejmatshause di- 
v, Roberts 25 App. Mirali People ex rel. Goetz Silk Mfg. Co. v. 
Wells 42 Misc. 86; vgl. auch Mann a. a. 0.8.20, 21, 28. Im übrigen 
ist auch hier die Rechtsprechung ziemlich schwankend und nicht wider- 
spruchslos. Aelmlich wie beim Reisenden scheint man auch hier zu 
verlangen, dass die Orders der Bestätigung durch das Heimntshaus unter- 
liegen, während andererseits os nicht schadet, wenn der Agent tiber 
Konsignationsware selbständig disponiert, sofern dies nicht seine Haupt- 
tätiekeit ausmacht. 

s Miller vs Brenham 68 New York 83, Goldherg vs Lipp- 
mann 68 Mise. 35. 


rekt effektuiert werden, steht das amerikanische. Recht auf 
dem Standpunkte, dass nennenswertes Kapital in Amerika nicht 
investiert ist, da alle wesentlichen kapitalerfordernden wirt- 
schaftlichen Vorgänge, wie Einkauf, Fabrikation, Versand, in 
der Heimat erfolgen. Die zu entrichtenden Steuern sind da- 
her ganz unbedeutend’), Praktisch kommt daher dieser Fall 
dem oben besprochenen Fall der Entsendung eines Vertreters 
ohne feste Bezüge ausserordentlich nahe. Das eine gilt als 
zwischenstaatlicher Handel und ist daher abyabenfrei; im andern 
Falle besteht zwar eine Niederlassung im Rechtssinn und dem 
gemäss eine Steuerpflicht; doch ist die Steuer gleich Null. 
Tatsächlich sind aber.auch beide Fälle identisch. 

Ist die deutsche Firma eine Korporation, so muss sie erst 
ihre Zulassung in Amerika erwirken. Hierzu hat sie bei dem 
Staatssekretär in Albany eine in englischer Sprache abgefasste, 
von dem Vorstande oder dem amerikanischen Hauptvertreter 
der Gesellschaft unterzeichnete und mit dem Siegel der Ge- 
sellschaft versehene?) Erklärung einzureichen, welche enthält: 

1. den Zweck der Gesellschaft, 

2, Namen der Gesellschaft, 

% Namen und Wohnung des Zustellungsbevollmächtigten, 
d. h. derjenigen Person, an welche rechtswirksam zugestellt 
werden kann. Meist wird dieser natürlich mit einem in New York 
residierenden Vorstandsmitgliede oder mit dem Hauptvertreter 
der Gesellschaft identisch sein. 

Dieser Erklärung ist beizufügen: 

a) Einwilligungserklärung des Zustellungsempfängers, 

b) Abschrift des Statutes der Gesellschaft und derjenigen 
Urkunden, aus welchen sich ergibt, dass die Gesellschaft eine 
nach dem Rechte des Heimatslandes mit Korporationsrechten 
ausgestattete Erwerbsgesellschaft ist ($$ 15, 16 General Cor- 
poration-Law). 

Auf Grund dieser Urkunde muss der Staatssekretär der 
Gesellschaft die Erlaubnis zum Geschäftsbetriehe erteilen, es 
sei denn, 

1. dass der Zweck der Gesellschaft im Staate New York 
verboten. ist, 

9, dass der Name unzulässig ist (d. h. wenn er die Worte: 
Bank, Bankgesellschaft, Trustkompagnie, Versicherungsgesell- 
schaft, Sparkasse und dgl. enthält, oder einem im Staate New 
York vorhandenen Namen so ähnlich ist, üass Verwechselungen 
zu befürchten sind. $$ 15, 16 General Corporation Law; 
ähnlich in New Jersey, erschwerende Bestimmungen in Penn- 
sylvania). 

Die Zulassungsurkunde gibt der Gesellschaft sodann das 
Recht, alle Geschäfte zu betreiben, welche ihr Statut zulässt, 
sofern diese nicht dem Staatsinteresse zuwiderlaufen; über- 
haupt wird die Gesellschaft, soweit nicht etwas anderes aus 
den folgenden lrörterungen hervorgeht, in den Genuss aller 
Rechte gesetzt, deren sich die einheimischen Gesellschaften 
erfreuen; insbesondere sind sie auch mit gewissen Einschrän- 
kungen berechtigt, Grundbesitz zu erwerben (GOL. 88 20, 21; 
desgleichen in New Jersey, nicht aber in Pennsylvania). 
line Gesellschaft, welche in New York Geschäfte betreibt, 
ohne diesen Erfordernissen nachzukommen, kann Klagen aus 
den von ihr abgeschlossenen Verträgen nicht erheben ($ 15 GOL.), 
wohl aber Klagen aus unerlaubten Handlungen (GUL. § 20 
und 21). 

Für die Erteilung der Zulassungsurkunde ist eine Gebühr 
von 11 Dollar zu zahlen 

Neben dieser Gebühr bestehen noch eine Anzahl Steuern, 
die von fremden Gesellschaften zu zahlen sind, 

a) Die sogenannte Lizenzsteuer. Dies ist eine Steuer, 
welche von dem in Amerika arbeitenden Kapital der Gesell- 
schaft und von jeder Kapitalserhöbung (soweit nicht mittler- 
weile eine Kapitalsverminderung erfolgt ist) zu zahlen ist. Der 
Steuersatz beträgt '/, pCt. Das Kapital wird nötigenfalls durch 
die Staatsbehörde festgestellt. Zu diesem Zwecke ist im 
Laufe des ersten Jahres ein Bericht an die Staatsbehörde in 
genau bestimmter Form vorgeschrieben. Nichtzahlung der 
Steuer beraubt die Gesellschaft des Rechts, vor New Yorker 
Gerichten als Klägerin aufzutreten (181 Tax-Law), 


n People ex rel. Kellogg v8. Roberts 30 App. Div. 150. ef. 
Harrison S. 176. Mann 8. 116, LIT. 

“ Hat die Gesellschaft kein Siegel, wie es wohl meistenteils bei 
dentsehen Gesellschaften sein wird, genügt die Erklärung, dass die 
Gesellschaft ein Siegel nieht besitzt. 
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b) Eine jährliche Steuer, die sogenannte Privilegiumssteuer, 
welche nach der Höhe des Gewinns abgestuft ist. 

Ist der Gewinn 6pCt. oder höher, so beläuft sich die 
Steuer auf !/, pro Mille vom Kapital für jedes Prozent Gewinn; 
bei 6 pCt. Dividende, also ®/, pro Mille vom Kapital, bei 10 pCt. 
Dividende to’, pro Mille. Ist die Dividende kleiner als 6 pCt., 
wird eine wesentlich geringere Steuer erhoben, welche sich 
nach der Dividende, Wert des Kapitals und Verhältnis der 
Aktiva zu den Passivis richtet ($ 18 Tax-Law). Von den Steuern 
sind befreit Wäschereien, Fabriken, soweit sie mehr als 40 pCt. 
ihres Kapitals innerhalb des Staates New York zu ihrem Ge- 
schäftsbetriebe investiert haben; desgleichen unter ähnlichen 
Voraussetzungen Bergwerke ı$ 183 Tax-Law, ähnliche Bestim- 
mungen iu New Jersey). 

Bei beiden Steuern wird aber, wie bei Firmen ohne Kor- 
porationsrechte nur dasjenige Kapital versteuert, welches 
innerhalb New Yorks investiert ist, so dass es auch hier vor- 
kommen kann, dass das zur Versteuerung gelangende Kapital 
gleich null ist ($ 182 Tax-Law). Zu beachten ist ferner, dass 
nicht der Pariwert des Kapitals oder die Zahl der ausgegebe- 
nen Aktien massgebend ist, sondern der wirkliche Wert des 
Kapitals ermittelt wird. 

c) Die sogenannte Umsatzsteuer, eine Stempelsteuer, 
welche auf Uebertragung von Aktien und zwar in Höhe von 

Cents für 100 Dollar Wert erhoben wird. 

Daneben sind die Gesellschaften auch etwaigen Kommu- 
nalsteuern, z. B. Grundsteuern, unterworfen wie Einzel- 
personen. 

Weiterhin ergeben sich kaum Sonderheiten; an Büchern 
muss die Gesellschaft ein Aktienbuch besitzen, welches 
Staatsbeamten und Gläubigern jederzeit zur Einsicht vorzu- 
legen ist. Nichtbefolgung dieser Vorschrift zieht elne fiskalische 
Strafe von 250 Dollar nach sich. (Stock-Corporation-Law $ 33.) 

Eine andere Form der Geschäftstätigkeit im Auslande ist 
die Errichtung einer besonderen Firma, die in irgendwelcher 
vertraglichen oder sonstigen Abhängigkeit vom Mutterhause 
steht. Ist die neue Firma die eines Rinzelkaufmanns oder 
einer offenen Handelsgesellschaft, so ergeben sich irgend- 
welche Weiterungen nicht; die Firma ist eine inländische, 
und als solche natürlich allen inländischen Gesetzen unter- 
worfen Eine Anmeldung der Firma zu einem Register ist 
erst erforderlich, wenn der Firmenname von dem Namen des 
Firmeninhabers abweicht, was aber zunächst ebenso wie in 
Deutschland nicht zugelassen ist. Hierin dürfte eine Schwierig- 
keit liegen, da die deutsche Firma ein begreifliches Interesse 
haben wird, ihre Firma auch in Amerika zu führen. Diese 
Form der Niederlassung ist daher wenig geeignet; dasselbe 
gilt von der Errichtung einer sogenannten Special- oder 
limited Partnership, die unserer Kommanditgesellschaft ent- 
spricht. Bei diesen Gesellschaften ist Errichtung eines Gesell- 
schaftsvertrages von besonderem, genau vorgeschriebenem In- 
halt notwendig, worauf Anmeldung beim County clerk und 
Veröffentlichung erfolgen muss. Zu erwähnen sind hier noch 
kurz folgende Bestimmungen: In der Firma dürfen die Namen 
der Kommanditisten nicht enthalten sein; die Namen der 
Komplementäre und Kommanditisten sind unter Angabe ihrer 
Eigenschaft an einer sichtbaren Stelle im Geschäft anzubringen; 
ein Kommanditist darf nicht für die Gesellschaft tätig sein, 
widrigenfalls er als Komplementär in Anspruch genommen 
werden kann. ($$ 30, 32, 85, 37 Limited and General Partner- 
ship-Law.) 

Weit mehr empfehlenswert ist dagegen die Errichtung 
einer Aktiengesellschaft (Stock-Corporation). Die Gründer, 
mindestens 3 Personen (von denen 2/, Bürger der Vereinigten 
Staaten und 1/, Bürger des Staates New York sein müssen), 
haben einen Gesellschaltsvertrag mit im Gesetz näher bezeich- 
netem Inhalt unter Angabe von Zweck, Namen, Sitz, Gründer, 
Zahl der Aktien (deren Nennwert nicht unter 5 Dollar, nicht 
mehr als 100 Dollar sein darf), und der die Namen der Mitglieder 
des Vorstandes und des Aufsichtsrates enthält, bei dem Staats- 
sekretär einzureichen, der unter denselben Voraussetzungen 
wie bei einer ausländischen Gesellschaft die Zulassung aus- 
sprechen muss. Das Minimalkapital beträgt 500 Dollar (in New 
Jersey 2000 Dollar). Die Aufsichtsratsmitglieder müssen Aktio- 
näre sein, sofern nicht das Statut etwas anderes bestimmt, 
(ebenso in New Jersey; in Pennsylvania brauchen Aufsichts- 
ratsmitglieder nicht Aktionäre sein), ebenso der aus ihrer Mitte 
zu wählende Präsident der Gesellschaft (ebenso New Jersey 


und Pennsylvania). An Steuern ist zunächst die Zulassungs- 
abgabe von 11 Dollar zu entrichten; sodann, der Lizenzsteuer 
der auswärtigen Gesellschaften entsprechend, eine einmalige 
Steuer vom Kapital, die jedoch nicht '!, pCt, sondern nur 
1l» p©t. beträgt, bei inländischen Gesellschaften also ‚wesent- 
lich geringer ist ($ 180 Tax-Law). Die jährliche Gewinnsteuer 
ist dieselbe wie bei ausländischen Gesellschaften, ebenso die 
Stempel-Umsatzsteuer. Beschränkungen für den Erwerb von 
Grundbesitz finden nicht statt. 

Hieraus geht schon mit hinreichender Deutlichkeit hervor, 
dass die Errichtung einer — wenigstens formell — selbstän- 
digen Aktiengesellschaft gegenüber anderen Formen der Nieder- 
lassung — auch abgesehen von dem verminderten Risiko des 
Mutterhauses — gewisse Vorteile bietet. 

Eine genauere Betrachtung wird aber die Vorteile dieser 
Niederlassungsart noch deutlicher erkennen lassen, namentlich 
wenn, wie es meist der Fall sein wird, die amerikanische 
Niederlassung, im wesentlichen mit dem Absatz der in Deutsch- 
land produzierten Waren oder der nach dort exportierten 
Waren beschäftigt ist, und selbst nicht oder nur wenig produ- 
ziert oder auf anderen Märkten kauft. 

Dass das Minimalkapital sehr gering ist (500 Dollar) ist be- 
reits erwähnt. Handelt es sich nun um eine blo:se Absatz- 
gesellschaft, selbst grösseren Umfanges, so wird sie gleich- 
wohl mit einem minimalen Kapital auskommen können, da sie 
alle ihre Waren vom Mutterhause beziehen und diese nach 
erfolgtem Absatze bezahlen wird; Verpflichtungen, die der 
Tochtergesellschaft natürlich vertraglich auferlegt werden 
können. Zur Verstärkung ihres Kredits braucht die Tochter- 
gesellschaft ebensowenig ein hohes Kapital, da sie ja nur die 
eine Gläubigerin, das Mutterhaus hat. Eventuell können Ob- 
ligationen ausgegeben werden, deren Emission irgendwelchen 
Beschränkungen nicht unterliegt; da diese vom Mutterhause 
gezeichnet werden können, bleibt die Zahl der Kreditoren auf 
dieses beschränkt. 

Voraussetzung einer solchen Regelung ist freilich, dass die 
Verwaltung des Tochterhauses in zuverlässigen Händen ist, 
damit das Mutterhaus, welchem oft für Lieferungen grosse 
Summen geschuldet werden können, nicht in Gefahr kommt. 
Dies macht aber keine Schwierigkeiten. Das Kapital wird 
natürlich von dem Mutterhause aufgebracht, wobei ala Haupt- 
gründer der Chef oder Vorstand des hiesigen Hauses oder 
derjenige Mitinhaber oder Angestellte auftritt?), dem die 
Leitung des neuen Unternehmens zufallen wird. Ist dieser 
nicht Amerikaner, wird es nicht schwer fallen, zwei Amerikaner 
darunter einen New Yorker, zu finden, der je eine Aktie 
(Minimalbetrag 5 Dollar) übernimmt. Zu Aufsichtsratsmitgliedern 
können die drei Gründer bestellt werden, sofern nicht das 
Statut von der Pflicht der Aktienzeichnung Abstand nimmt. 
Ein Mitglied des Aufsichtsrats ist zum Präsidenten der Ge- 
sellschaft zu ernennen. Dies ist natürlich der Vertreter des 
Unternehmens, der schon als Hauptgründer aufgetreten ist. 
Im Gesellschaftsverträge ist dann die Verpflichtung des 
Tochterhauses, nur die Waren des Mutterhauses zu vertreiben, 
sei es als Zweck der Gesellschaft (Vertrieb der Waren der 
Firma X. Y. & Co. in Hamburg) oder als besondere Ver- 
pflichtung aufzunehmen. 

Was nun die @ewinnverteilung und die Gewinnsteuer an- 
belangt, so wird es einerseits möglich sein, durch die dem 
Tochterhause zu berechnenden Preise den Gewinn dem Mutter- 
hause zuzuführen. Andererseits wird es auch ziemlich auf das 
gleiche herauskommen, wenn die Tochtergesellschaft hohe 
Dividenden abführt. Doch ist hier nicht ausser acht zu lassen, 
dass bei einem Gewinn von 6pÜt. und mehr eine empfindliche 
Erhöhung der Gewinnsteuer eintritt. Bei dem Mangel gesetz- 
licher Bestimmungen über die Gewinnberechnung ist es nun aber 
ein leichtes, in allen Fällen, bei denen es sich um Familien- 
gründungen handelt, sowie in allen Fällen, bei denen der Ver- 
treter oder ein Mitinhaber des Mutterhauses Präsident der 
Tochtergesellschaft ist, den grössten Teil des Ueberschusses in 
Gestalt eines Honorars an den Präsidenten zuzuführen 1°), ein 


9) Nicht die Firma selbst, denn in diesem Fallo liegt eine Betei- 
ligung vor: siehe hierüber unten. 

1) Und im Anstellungsvertrag des New Yorker Vertreters mit dem 
Mutterhause wird dem Vertreter, wie vielfach üblich, die Verptlichtung 
auferlegt werden können, Gehälter und Tantiemen von T'ochtergesell- 
schaften an das Mutterhaus abzuführen. 
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Vorgehen, wie solches in New York durchaus üblich ist. 
Ausserdem wird es leicht möglich sein, Lieferungen und Remit- 
tierungen so vorzunehmen, dass am Abschlusstage kein Ueber- 
schuss, sondern nur eine Zahlungsverpflichtung für gelieferte 
Waren an das Mutterhaus erscheint, so dass eine „Dividende“ 
nicht zur Ausschüttung gelangt. 

Abgesehen von der Errichtung einer neuen Gesellschaft 
kommt nun auch die Beteiligung an einer bestehenden oder zu 
errichtenden Firma in Frage; diese Form der Niederlassung ist 
indessen weniger zu empfehlen. Nach einer freilich recht 
zweifelhaften Entscheidung der New Yorker Gerichte gilt die 
sich beteiligende Firma selbst als’ im Staatsgebiete nieder- 
gelassen), muss also selbst Steuern zablen, so dass also, da 
auch die Tochtergesellschaft Steuern zu entrichten hat, eine 
doppelte Besteuerung eintritt. 


Ii 

Was nunmehr den Betrieb von Bankgeschäften durch 
deutsche Firmen in den Vereinigten Staaten anbelangt, so sind 
zunächst einige gesetzliche Spezialbestimmungen vorweg- 
zunehmen. Banken, und zwar nur in Form von selbständigen 
Aktiengesellschaften können auf Grund eines Gesetzes der 
Vereinigten Staaten, d. h. des sogenannten Nationalbank- 
gesetzest2), errichtet werden. Für die Errichtung gelten Nor- 
mativbestimmungen, deren Erfüllung besondere Schwierig- 
keiten nicht bietet. Die 5 Gründer brauchen nicht einmal 
Amerikaner zu sein ($ 14), dagegen ist dies für die Mitglieder 
des Aufsichtsrats und des Vorstandes vorgeschrieben ($ 28). 
Der Hauptzweck der nach diesem Gesetze errichteten Banken 
ist die Ausgabe von Banknoten, wenn auch die Banken zur 
Ausgabe von Banknoten nicht verpflichtet sind. Gestattet 
sind den Nationalbanken nur die regulären Geschäfte, lang- 
fristige Kreditgeschäfte sind verboten ($ 17), Erwerb von 
Grundbesitz nur in Ausnahmefällen (z. B. bei Zwangsverkäufen 
oder Uebereignung zwecks Schuldtilgung) zugelassen ($ 18). 
Im einzelnen unterliegen die Banken einer genauen behörd- 
lichen Ueberwachung, müssen eine gesetzlich vorgeschriebene 
Barreserve halten ($ 74) und können auch zwangsweise liqui- 
diert werden ($$ 119 ff.). An Steuern ist zu entrichten eine 
1proz. und unter gewissen Umständen 1/,proz. Steuer vom 
Notenumlauf (§§ 139, 140), Weiterhin bestehen eingehende 
Bestimmungen über Abstattung von Berichten an ein Bank- 
aufsichtsamt (88 106 ff.) und Revision von Bundesbeamten, 
Filialen dürfen nicht errichtet werden (§ 91). 

Neben diesen nach Bundesrecht errichteten Banken können 
im Staate New York Bankgeschäfte auf Grund der New Yorker 
Staatsgesetze, des „Banking law of New York“ errichtet 
werden. Dieses Gesetz umfasst nicht nur Aktiengesellschaften, 
sondern auch die sog. T'rustkompagnien, ferner gewisse Arten 
von Genossenschaften, z. B. Darlehnsgesellschaften, Bau- 
gescllschaften, Sparkassen u. dgl, sodann auch Kommandit- 
gesellschaften, offene Handelsgesellschaften und Einzelkaufleute, 
welche unter Unterwerfung unter das Bankgesetz Firmen er- 
richten. Daneben ist es aber auch zulässig, dass offene 
Handelsgesellschaften, Kommanditgesellschaften oder Einzel- 
firmen, nicht aber Aktiengesellschaften Bankgeschäfte ohne 
Unterwerfung unter das Bankgesetz betreiben. 

Die auf Grund des Bankgesetzes errichteten Firmen unter- 
liegen ähnlichen, nur noch strengeren Vorschriften als die 
Nationalbanken. Zunächst muss die beabsichtigte Eröffnung 
eines Bankgeschäftes unter Angabe der Gründer bzw. Errichter 
publiziert werden ($ 61 Bank-Law). Die Konzession zum Be- 
triebe eines Bankgeschäftes darf vom Bankaufsichtsamt einer 
Aktiengesellschaft verweigert werden, wenn nach Ansicht des 
Bankavfsichtsamts die Gründer nicht die genügende Gewähr 
für sachgemässen Geschäftsbetrieb bieten ($$ 62, 63). Die 
Gründer einer Bank müssen zu */, Bürger der Vereinigten 


1) People ex rel. Badische Anilin und Sodafahrik vs Roberts 
152 New York 59. Die Badische Anilin- und Sodafabrik hatte eine 
Kommanditgesellschaft gegründet, deren Kommanditistin sie wurde und 
der durch besonderen Vertrag die Generalagentur für alle ihre Produkte 
übertragen wurde. Das Gericht entschied, «dass die Badische Anilin- 
und Sodafabrik in Höhe ihrer Beteiligung niedergelassen sei und Steuern 
zahlen müsse. 

12) The national bank act; ursprünglich von 1864, mit zahlreichen 
Novellen. Dic heutige Fassung gibt wieder: Marcuse, Das Bundes- 
gesetz der Vereinigten Staaten über das Notenbankwesen The National- 
bank-act) aus dem linglischen übertragen und erläutert. Stuttgart 1907 
und 1908. Auf diese Ausgabe beziehen sich die Zitate. 


Staaten sein, Vorstand und Aufsichtsrat stets. (§ + General 
Corporation Law, $ 69 Bank-Law.) Banken und Firmen sind 
berechtigt, Banknoten auszugeben ($ 83 ff. Bank-Law), doch 
wird hiervon kein Gebrauch gemacht, da durch das Bundes- 
gesetz alle Banknoten, welche nicht von Nationalbanken aus- 
gegeben sind, einer 1Oproz. Steuer unterliegen‘). Für den 
Erwerb von Grundbesitz ($ 27 Bank-Law) und die Haltung 
einer Barreserve ($ 67 Bank-Law), nicht auch für Trustgesell- 
schaften bestehen ähnliche Vorschriften wie beim National- 
bankgesetz; ebenso sind Banken und Bankgeschäfte häufigen 
Untersuchungen durch Staatsbehörden unterworfen, müssen 
gewisse Berichte zu bestimmten Terminen an das Aufsichtsamt 
und die Steuerbehörden einsenden und können auch zwangs- 
weise aufgelöst werden. Firmen ohne Rechtspersönlichkeit 
dürfen nicht veräussert werden (§ 77 Bank law). Kredit- 
geschäfte über einen gewissen Umfang hinaus sind verboten 
(8 27 Bank-Law); 1000 Doll. sind beim Bankaufsichtsamte als 
Sicherheit von jeder Bank und von jedem Bankgeschäfte zu 
hinterlegen ($ 76 Bank-Law), 

Was die Steuern anbelangt, so unterliegen Banken usw. 
den im vorigen Abschnitt erwähnten Steuern der Aktiengesell- 
schaften, andere Bankgeschäfte den entsprechenden gewöhn- 
lichen Steuern mit der Massgabe, dass Banken von der jähr- 
lichen Korporationssteuer befreit sind ($ 183 Tax-Law). 

Bezüglich der Niederlassung von ausländischen Banken und 
Bankgeschäften bestehen folgende Sondervorschriften: 

1. Darlehns- und ähnliche Genossenschaften bedürfen 
einer besonderen Erlaubnis des Aufsichtsamts, die jedes Jahr 
von neuem nachzusuchen ist ($ 35 Bank-Law). 

2, Ausländische Aktiengesellschaften, Genossenschaften und 
ähnliche Gesellschaften dürfen mit dem Geschäftsbeginn erst 
beginnen, nachdem sie den Vorsteher des Bankaufsichtsamts 
zu ihrem Zustellungsbevollmächtigten ernannt haben ($ 34 
Bank-Law). 

3, Ausländische Firmen mit Korporationsrechten dürfe. 
keine Niederlassung zur Annahme von Depositen zum Diskon- 
tieren von Wechseln oder zur Ausgabe von Schuldverschrei- 
bungen nnterhalten ($ 108 Bank-Law). 

4. Ausländische Firmen mit oder ohne Korporationsrechte 
haben eine Steuer von 5 pCt. der Zinsen oder sonstigen Ver- 
gütungen zu entrichten, welche sie für Anleihen oder andere 
Verwendungen von Geld erhalten haben ($ 191 Tax-Law). 

Aus diesen Erörterungen ergibt sich bereits mit genügen- 
der Deutlichkeit, dass die Betätigung einer deutschen Aktien- 
gesellschaft, Kommanditgesellschaft auf Aktien oder G. m. b. H, 
Genossenschaft oder Kolonialgesellschaft nicht durch Er- 
richtung einer Filiale erfolgen kann; denn auch abgesehen von 
der Höhe der besonderen, fast prohibitiv wirkenden Ausländer- 
steuer ist die Eröffnung einer Niederlassung, welche das re- 
guläre Bankgeschäft pflegen soll, durch die Bestimmung des 
$ 108 unmöglich gemacht und die jährlich neu zu erwirkende 
Zulassung ($ 35) für eine Darlehnsgenossenschaft stellt die für 
einen jeden Geschäftsbetrieb notwendige Stetigkeit in Frage. 
Da andere Banken, namentlich Hypothekenbanken, schwerlich 
in die Lage kommen werden, eine Niederlassung in Amerika 
zu errichten, scheidet die Filialerrichtung für eine Firma mit 
Korporationsrechten völlig aus. Hinsichtlich der Firma ohne 
Korporationsrechte liegt die Sache infolge auch der sie 
treffenden Sondersteuer nicht viel günstiger. 

Allerdings haben sich eine Reihe, freilich niehtdeutscher 
Banken damit geholfen, dass sie Agenturen in Amerika er- 
richten, an deren Spitze ein — selbständiger — Agent steht, 
so z. B. mehrere englische Kolonialbanken, einige kanadische 
und russische Banken. Dies ist natürlich, wie auch schon aus 
den Erörterungen über Nichtbankgeschäfte hervorgeht, möglich, 
doch für Banken deswegen misslich, weil der Agent selbst 
über einen grossen Kredit verfügen muss und die Bank 
Veruntreuungen durch den Agenten nahezu schutzlos prei- 
gegeben ist, 

Was die Errichtung einer selbständigen Firma (mit oder 
ohne Korporationsrechte) nach dem Bankgesetz oder National- 
bankgesetz anbelangt, so besteht hier bei Firmen mit Kor- 
porationsrechten die bei den gewöhnlichen Firmen nicht vor- 
handene Schwierigkeit, dass sämtliche verantwortliche Stellen 
(Vorstand und Aufsichtsrat) mit Amerikanern zu besetzen sind. 
Die lästigen Kontrollvorschriften, denen sie unterworfen 


3) Marcuse, a. a. O. 88 161 ff. 
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sind, und die sich selbst mit Einzelheiten der Geschäftsführung 


befassen, mögen vielleicht für gewisse amerikanische Geschäfts- 
leute notwendig sein, müssen aber einer deutschen Firma uner- 
träglich erscheinen. Der Umstand, dass es mehrere Tausend 
solcher Banken gibt, die recht gut uater den Gesetzen ge- 
deihen, verschlägt nichts, denn es ist leicht ersichtlich, dass 
die gesetzlichen Vorschriften vor allem auf das Noten- und 
Depositengeschäft zugeschnitten sind; Geschäfte, die für 
deutsche Firmen nur ein untergeordnetes Interesse haben. 
Die anderen Bankgeschäfte, namentlich Emissions-, Devisen-, 
Kontortialgeschäfte, werden, auch wenn Amerikaner hinter 
ihnen stehen, nur selten in der Form von Firmen mit Kor- 
porationsrechten errichtet. 

Was nun die Firmen ohne Korporationsrechte anbelangt, 
so ist schon erwähnt, dass äuch diese nach dem New Yorker 
Bankgesetz errichtet werden können und dann ähnlichen Vor- 
schriften — wenn auch nicht ganz so strengen — unterliegen, 
wie die Firmen mit Korporationsrechten. Nun gestattet aber, 
wie schon erwähnt, das New Yorker Bankgesetz Firmen 
(nicht auch Korporationen) den Betrieb von Bankgeschäften 
(nicht auch der den Trustkompagnien, Sparkassen und Ge- 
nossenschaften eigentümlichen Geschäfte) ohne Unterwerfung 
unter das Bankgesetz, sondern nur nach Handels- und Handels- 
gesellsehaftsrecht. In zwei Beziehungen freilich sind diese 
Firmen ungünstiger gestellt als die nach Bankrecht errichteten, 
sie dürfen 1. keine Noten ausgeben, 2. in ihrer Firma oder 
ihrer Ankündigung oder Papieren nicht die Bezeichnung 
„Bank“ oder einem Sachnamen oder einen auf eine Korpora- 
tion deutenden Namen führen (§ 112 Bank law, Art. 302 Penal 
code), Diese zwei Punkte jedoch wiegen nicht schwer; 
Noten werden auch von den unter Staatsgesetz errichteten 
Banken wegen der oben erwähnten von den Vereinigten 
Staaten erhobenen 10proz. Steuer nicht ausgegeben, und einen 
geeigneten Namen zu finden, wird auch nicht schwer fallen, 
zumal die Worte „bankers, oder banking office“ nicht verboten 
sind"). Hiernach können also selbständige Einzelfirmen, 
offene Handelsgesellschaften und Kommanditgesellschaften er- 
richtet werden, welche lediglich den im ersten Abschnitt er- 
örterten Bestimmungen unterstehen. Indessen geht auch dar- 
aus hervor, dass eine derartige Niederlassung nur selten ge- 
eignet sein wird, vor allem wegen der fast völligen Unmög- 
lichkeit, die eigene Firma in Amerika zu führen. Kommt es 
freilich hierauf nicht an, ist diese Form der Niederlassung emp- 
fehlenswert. Dies wird also der Fall sein, wenn die beab- 
sichtigte Geschäftsverbindung mit der New Yorker Firma nur 
lose sein soll, wenn es der deutschen Firma also darauf an- 
kommt, eine Firma am Markte zu haben, mit der sie aus- 
schliesslich oder verzugsweise ihre Geschäfte abwickelt. Tat- 
sächlich siad auch eine Anzahl deutscher Firmen in dieser 
Weise in New York vertreten, teils, indem sie die Mittel zur 
Etablierung ganz oder teilweise gaben, teils, indem sie durch 
Zusage ihrer Kundschaft die Etablierung ermöglichten oder 
veranlassten. 

In vielen Fällen freilich wird diese Form nicht mehr aus- 
reichen. In Frage kommt dann die engere oder losere Be- 
teiligung an einer bestehenden Firma, teils durch Aktienbesitz 
teils durch Hingabe von Kapital bei E'richtung einer Gesell- 
schaft mit besonderem, die einzelnen Punkte der Gemeinschaft 
regelnden Verträgen. Diese Art der Niederlassung ist auch 
namentlich bei deutschen Firmen nicht selten; sind doch 
zwei der grössten deutschen Firmen als Kommanditisten an 
New Yorker Special Partnerships (Kommanditgesellschaften) 
beteiligt. 

Ob diese Firmen freilich einen Teil ihres Geschäftskapitals 
in der New Yorker Firma investiert haben, so dass sie selbst 
der Besteuerung durch den Staat New York unterworfen sind, 
oder ob eine andere Art der Beteiligung gefunden ist, entzicht 
sich unserer Kenntnis. Andere Firmen haben nur Verträge 
mit New Yorker Häusern abgeschlossen, die die Interessen- 
gemeinschaft beider Institute regeln, ohne dass dann ein 
Kapitals- oder Aufsichtsrats- oder Vorstandsaustausch oder 
sonstige Vereinbarungen über Kapital- und Personenfragen 
stattgefunden hat. Ebenso kommt es vor, dass eine deutsche 
Firma mit einer amerikanischen lebhafte Geschäftsbeziehungen 


14) Attorney General Report 1899, 5. 381. 


unterhält, ohne Vereinbarungen irgendwelcher Art abge- 
schlossen zu haben. 

Unter allen diesen Arten der Geschäftsbetätigung gibt es 
nun auch eine, welche anscheinend nahezu unbekannt ge-- 
blieben ist, aber unter Umständen bedeutungsvoll werden kann. 

Ist für Bankgeschäfte die Zahl der Möglichkeiten an und 
für sich schon gering, so fehlt es namentlich, wie wir sehen, 
an der Möglichkeit für Ausländer, eine Aktiengesellschaft, 
Trustkompagnie oder eine Sparbank, Darlehnsgenossenschaft 
und dgl. in Korporationsform zu errichten, während auch 
die Errichtung einer Firma ohne Korporationsrechten Schwierig- 
keiten begegnet. Hierbei hat nun das Bankgesetz "eine in 
Amerika eigentümliche, früher ziemlich gebräuchliche, jetzt 
aber fast ganz ausser Uebung gekommene Gesellschaftsform 
ausser acht gelassen, nämlich die sogenannte Joint-Stock- 
Association, einem Mittelding zwischen offener Handelsgesell- 
schaft und Genossenschaft, bei welcher das von den Mit- 
gliedern aufgebrachte Kapital in Aktien zerlegt ist, die Mit- 
glieder aber persönlich primär haltbar sind»). Eine solche Ge- 
sellschaft kann mangels besonderer Vorschriften auch von 
Ausländern errichtet werden. Namen und Sitz der Gesell- 
schaft, Namen und Anteile der Gesellschafter sind beim County- 
clerk anzumelden (Art. 4 Joint-Stock-Associntion-Law). Die 
Anteile sind frei veräusserlich; durch das Statut kann vor- 
gesehen werden, dass die Gesellschaft nicht durch den Tod 
eines der Gesellschafter aufgelöst wird Das Statut kann auch 
vorschreiben, dass nicht alle Gesellschafter die Geschälte führen. 
sondern dass ein Vorstand von mindestens drei Mitgliedern. 
berufen wird (Art. 3 Joint-Stock-Association-Law). Auch im 
übrigen kann das Statut der Gesellschaft dem einer Aktien- 
gesellschaft leicht angewöhnt werden, so dass praktisch ge-. 
nommen, kaum ein Unterschied zwischen Joint-Stock-Asso- 
ciation und’ Aktiengesellschaft bestebt. Dies ist auch der 
Grund, weswegen die meisten Joint-Stock-Associations in der. 
letzen Zeit sich in Aktiengesellschaften umgewandelt haben 1°); 
in New York bestehen im wesentlichen nur noch zwei der 
grossen Kxpressgesellschaften als Joint-Stock-Association. Was. 
aber für gewöhnliche Gesellschalten gleichgültig sein mag, ist 
für ausländische Firmen, denen die Errichtung von Gesell» 
schaften mit und ohne Korporationsrechten ganz bzw. fast 
völlig unmöglich gewesen ist, wichtig Dass die Gründer Aus- 
länder sein können, ist bereits erwähnt, ebensowenig finden 
die lästigen Kontrollvorschriften auf sie Anwendung, denen 
sich die Banken unterwerfen müssen; andererseits entlällt auch 
die Ausländersteuer, da die Gesellschaft eine inländische 
Firma ist: das Statut wird nach Bedarf dem einer Aktiengesell- 
schaft angepasst. 

Dass die Gesellschaft sich nicht Bank nennen und keine 
Noten ausgeben darf, wird schwerlich als Uebelstand empr 
funden werden. Diese Form der Geschältsbeteiligung gewährt 
also nahezu alle Vorteile der selbständigen, aber auch vom 
Mutterhause kontrollierten und von „Deutschen geleiteten 
Aktiengesellschaft, ohne den durch die Bankgesetzgebung vor- 
gesehenen Beschränkungen zu unterliegen. Ebenso eignet sich 
diese Form, wenn in New York lebende Ausländer ein Bank- 
geschäft errichten wollen, selber aber über das notwendige 
Geschäftskapital nicht verfügen. Dieses kann bei Errichtung 
einer Joint Stock Association von Interessenten, die in New 
York leben, oder von ausländischen Banken und Firmen, die 
an dem Unternehmen interessiert sind, aufgebracht werden. 
Letzteres ist im vergangenen Jahre von chinesischen Kauf- 
leuten in New York versucht und zwar anscheinend mit gutem 
Erfolg versucht worden. 

Diese Art der Geschäftsbetätigung in Amerika scheint 
also zum mindesten den bisher üblichen Formen gleich- 
wertig, wenn nicht gar überlegen zu sein, und sie sei daher 
den interessierten deutschen Bankfirmen zur Beachtung emp- 
fohlen, 


15, People vs. Coleman 133 New York 279; vgl, auch Schnitzler, 
Wegweiser für den Rechtsverkehr zwischen Deutschland und den Ver- 
einigten Staaten S. 132. 

13, Und weswegen sie im ersten Abschnitt nieht besonders erwähnt 
worden sind. 


